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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 16(11)1360 
Ausschuss für  
Arbeit und Soziales 30. April 2009 
16. Wahlperiode 

Information für den Ausschuss 
zum Gesetzentwurf der Abgeordneten Dr. Martina Bunge, Dr. Gregor Gysi,  
Klaus Ernst, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Schaffung einer gerechten Versorgungslösung für die vormalige berufsbezogene 
Zuwendung für Ballettmitglieder in der DDR - Drucksache 16/7022 - und zum 
Antrag der Abgeordneten Dr. Heinrich L. Kolb, Jan Mücke, Jens Ackermann,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Faires Nachversicherungsangebot zur Vereinheitlichung des  
Rentenrechts in Ost und West - Drucksache 16/11236 - 

Interessengemeinschaft ehemaliger Ballettmitglieder der DDR 

Wir erlauben uns, unsere Stellungnahme vom Februar 
2009 zu den parlamentarischen Initiativen zur Bereini-
gung der Versorgungsüberleitung Ost zu übermitteln, 
soweit die von uns vertretenen ehemaligen Ballettmit-
glieder in staatlichen Einrichtungen der DDR angespro-
chen sind. Wir bitten Sie, die Stellungnahme als Aus-
schuss-Drucksache aufzunehmen und in der nächsten 
Anhörung des Ausschusses am 4.5.2009 zu behandeln. 
Die Stellungnahme untergliedert sich in drei Teile: 
1. Sie äußert sich zur Lage der Ballettmitglieder und 

führt eine Reihe von Aspekten auf, ohne deren Ver-
ständnis der Sachverhalt in tatsächlicher und rechtli-
cher Hinsicht äußerst schwer – immerhin nach 18 
Jahren – zugänglich ist. Nur auf dieser Grundlage ist 
ein abwägendes und gerechtes Urteil darüber mög-
lich, welche Maßnahmen das Problem allein lösen 
können (A.). 

2. Unter Teil B. werden nach einer Zusammenfassung 
die gebotenen Schlussfolgerungen gezogen, die den 
Rechtszustand widerspiegeln, der bislang im Bundes-
tag und bislang von den Gerichtsentscheidungen 
nicht berücksichtigt worden ist. 

3. Das führt zu dem dritten Teil, der in der Anlage zu 
der Stellungnahme besteht. 
Damit legen wir den 
Entwurf eines Gesetzes 
zur Wahrung der Rechte und Anwartschaften aus 
dem Zusatzversorgungssystem für Ballettmitglieder in 
staatlichen Einrichtungen der DDR, 

vor, der unser Anliegen dokumentiert. Wir sind Ihrer 
Fraktion höchst verbunden, wenn Sie den Gesetzentwurf 
als Antrag einbringen. 

Wir wissen, dass das Studium unserer umfangreichen 
Stellungnahme bei Ihnen Zeit und Arbeit beansprucht, 
zumal der Beruf Balletttänzer mit keiner anderen Berufs-
gruppe vergleichbar ist, also keine Parallelschlüsse an-
gewendet werden können. Auf der anderen Seite kann 
nur eine gründliche Durchdringung des Stoffes zu sach-
gerechten Ergebnissen führen. Für die nicht Bericht er-
stattenden Abgeordneten mag auch als Einstieg das Stu-
dium des Teiles B und des Gesetzentwurfs dienen, wobei 
die Begründung des Gesetzentwurfs (C. Allgemeines) die 
Zusammenfassung des Teiles B. wiedergibt. 
Wir sind Ihnen auch dankbar, wenn Sie uns Gelegenheit 
geben, unser Anliegen im Ausschuss zu vertreten. 

Anlage 1 
Verfassungswidrige Enteignung der Zusatzversor-
gung für Ballettmitglieder in staatlichen Einrichtun-
gen der DDR 
von Werner Mäder 
Entwurf eines Gesetzes 
zur Wahrung der Rechte und Anwartschaften aus dem 
Zusatzversorgungssystem für Ballettmitglieder in staatli-
chen Einrichtungen der DDR 

A. Zur Lage der Ballettmitglieder 
I. Eigentum, Eigentumsgewährleistung – Kontinuität 

trotz Verfassungswechsels 
1. Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat un-

missverständlich in seinem Grundsatzurteil vom 
28.4.1999 – 1 BvL 32/95, 1 BvR 2105/95 – (Amt-
liche Sammlung BVerfGE 100, 1) entschieden: 
„Die in der Deutschen Demokratischen Republik 
erworbenen und im Einigungsvertrag nach dessen 
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Maßgaben als Rechtspositionen der gesamtdeut-
schen Rechtsordnung anerkannten Ansprüche und 
Anwartschaften aus Zusatz- und Sonderversor-
gungssystemen genießen den Schutz des Art. 14 
Abs. 1 Satz 1 GG.“ 

2. Die Schutzfähigkeit des Eigentums, das in der 
DDR vor der Einigung Deutschlands erworben 
wurde, ist vom Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte (EGMR) gleichfalls anerkannt 
und mittlerweile praktiziert (vgl. z.B. EGMR (3. 
Sektion), Urt. vom 22.1.2004 – 46720/99 – Jahn 
u.a./Deutschland -, NJW 13/2004, 923; EGMR 
(Große Kammer), Urt. vom 30.6.2005 – Jahn 
u.a./Deutschland -, NJW 40/2005, 2907). 

3. Nach dem Einigungsvertrag (EV) sind Ansprüche 
und Anwartschaften aus den Versor-
gungssystemen der DDR „nach Art, Grund und 
Umfang“ den Ansprüchen und Anwartschaften 
nach den allgemeinen Regelungen der Sozialver-
sicherung in dem Beitrittsgebiet anzupassen (An-
lage II Kapitel VIII Sachgebiet H Abschnitt III 
Nr. 9 Buchst. b Satz 2 EV). Damit geht der EV – 
wie auch zuvor der Staatsvertrag – von der Ga-
rantie der Rechte nach „Art, Grund und Umfang“ 
aus. 

4. Nach Auffassung von Merten, dem das BVerfG 
gefolgt ist, entfalten die Grundrechte insbesonde-
re bei Verträgen, die dem Beitritt anderer Teile 
Deutschlands dienen, eine Vorwirkung. Art. 20 
Abs. 2 Satz 3 des Staatsvertrages (StVertr) enthält 
eine Bestandsgarantie für die Versorgung, die 
vom EV bekräftigt wurde (Detlef Merten, Verfas-
sungsprobleme der Versorgungsüberleitung, 2. 
Aufl., 1994, S. 108 ff., 145 f.; ferner Werner Mä-
der/Johann Wipfler, Wendezeiten – Kulturschaf-
fende im neuen Europa, Zur Versorgungsdiskri-
minierung von Balletttänzern aus der DDR, 2004, 
S. 60 ff.,, 154 f.). Auch das BVerfG hat die Kon-
tinuität trotz Verfassungswechsels anerkannt. Die 
Kontinuität der nicht unmittelbar verfassungs-
rechtlich begründeten Rechtsbeziehungen ist die 
Regel (BVerfGE 95, 267 [306 f.]. – Altschulden). 
Dies gilt auch für die durch die Versorgungsord-
nungen der DDR entstandenen Rechte (W. Mä-
der/J. Wipfler, Wendezeiten, S. 40 ff., 50 ff.). 

5. Die in der DDR begründeten und durch die 
Staatsverträge (StVertr, EV) bestätigten Versor-
gungsrechte sind nach der Rechtsprechung des 
BVerfG „Gegenstand der Eigentumsgarantie“ und 
des „Gleichheitssatzes“ (BVerfGE 100, 1 ff. – 
Versorgungsüberleitung). Im einzelnen bewirken 
die Verträge einen „Ergebnisschutz“, so dass er-
worbene Ansprüche wie ein „Sozialversiche-
rungssaldo“ in die Rentenversicherung zu über-
führen waren. Zusätzlich enthält der EV eine 
Zahlbetragsgarantie zur Sicherung des sozialen 
Besitzstandes (Art. 9 Abs. 2 EV i.V.m. Anl. II 
Kap. VIII Sachgeb. H Abschn. III Nr. 9 Buchst. b 
Satz 4 und 5), die vom BVerfG bestätigt worden 
ist (BVerfGE 100, 1 ff.). Da diese als Realwertga-
rantie zu qualifizieren ist, ergibt sich die Pflicht 
zur Anpassung bei steigenden Lebenshaltungsko-
sten (D. Merten, Verfassungsprobleme ..., S. 68-
88; bestätigt durch BVerfGE 100, 1 [40 ff.]). 

6. Die Versorgungsleistungen sollten nach den 
Staatsverträgen lediglich „überführt“, d.h. auf ein 
anderes System umgestellt werden. Eine Versor-
gungstransposition darf Modalitäten (Auszah-
lungsstelle, Versorgungsart oder –bezeichnung) 
ändern, nicht ein vorgegebenes Gefüge mit vor-
gezeichneten Abständen und Werten. Transposi-
tion und Transformation haben sich am Vorgege-
benen zu orientieren und diese möglichst umzu-
setzen, müssen jedoch das Original soweit wie 
möglich erhalten und dürfen es nicht verfälschen 
(D. Merten, Verfassungsprobleme ..., S. 108 f.). 
Dies hat der Bundesgesetzgeber durch System-
bruch und der ersatzlosen Liquidierung rechtmä-
ßig erworbener Ansprüche/Anwartschaften getan 
(vgl. im einzelnen W. Mäder/J. Wipfler, Wende-
zeiten, S. 97 ff.; Karl-Heinz Christoph, Das Ren-
tenüberleitungsgesetz und die Herstellung der 
Einheit Deutschlands, 1999). 

7. Tatsache ist, dass Rechte und Anwartschaften aus 
Zusatzversorgungssystemen in der DDR ge-
schütztes Eigentum waren und dass sie unter dem 
Grundgesetz unabänderbar denselben Schutz nach 
Inhalt und Reichweite haben. Der Bundesgesetz-
geber hat die Gewährung der berufsbezogenen 
Zuwendung ausdrücklich als Zusatzversorgungs-
system anerkannt (Anlage 1 Nr. 17 des An-
spruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetzes 
– AAÜG). Die Liquidierung der bbZ ist eine ver-
fassungswidrige entschädigungslose Enteignung, 
um nicht zu sagen „Konfiskation“. Der Bundes-
gesetzgeber hat aus dem Grundsatzurteil des 
BVerfG vom 28.4.1999 keine Folgerungen gezo-
gen und es pflichtwidrig unterlassen, nachzubes-
sern. 

II. Vorverfassungsrechtliche Grundlagen: 
Zum menschenrechtlichen Eigentumsbegriff 
8. Eigentum ist ein Menschen- und Naturrecht, dass 

der Verfassung vorgelagert ist. Die europäische 
Rechts- und Staatsphilosophie seit Beginn der 
Neuzeit, namentlich des Thomas Hobbes, John 
Locke, im Zuge der Aufklärung des Immanuel 
Kant, hat das Recht am Eigentum, das Recht auf 
Eigentum und Eigentum durch Arbeit begrifflich 
bestimmt. Sie ist Grundlage unserer Verfassung. 
Das Grundgesetz garantiert und schützt das Ei-
gentumsrecht (Art. 14 Abs. 1). Weder der Gehalt 
noch der Wesensgehalt der Eigentumsgewährlei-
stung des Art. 14 Abs. 1 GG lässt sich aus dem 
Begriff des Eigentums gewinnen, deren Inhalt 
und Schranken nach Satz 2 dieser Vorschrift vom 
Gesetzgeber bestimmt werden soll. Es geht von 
dem der Verfassung vorgelagerten Naturrecht 
aus, was auch in der Rechtsprechung des BVerfG 
zur Idee des Eigentums zum Ausdruck kommt 
(BVerfGE 14, 263 [278]; 18, 121 [132]; 21, 73 
[79 f., 82 f.]; 37, 132 [140]; 42, 263 [295]; 45, 
142 [173]; 45, 272 [296]; 50, 290 [341]; 52, 1 
[30]; 56, 249 [260]; 58, 300 [382]; 62, 169 [183]; 
95, 48 [61]). Der Verfassungsgesetzgeber hat Ei-
gentum zur Grundlage des Gemeinwesens erklärt, 
ohne mit dem Wort Eigentum angesichts der Ge-
schichte des Begriffs Eigentum zu definieren (da-
zu Walter Leisner, Eigentum, in: Josef Isen-
see/Paul Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staats-
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rechts der Bundesrepublik Deutschland (HStR), 
Bd. VI, Freiheitsrechte, 1989, § 149 Rn. 25 ff.). 

9. Das menschheitliche Eigentum soll die Privatheit, 
die Privatnützigkeit, wie die Staatlichkeit, die So-
zialpflichtigkeit, bestmöglich fördern (BVerfGE 
87, 114[138]; 89, 1 [8]; 91, 294 [308, 310 ff.]; 
vgl. auch BVerfGE 37, 132 [141]; 71, 230 [250]; 
W. Leisner, Eigentum, § 149 Rn. 143 ff.). Denn 
das Eigentum ist begrifflich ein Recht des Einzel-
nen, also ein Recht zur Privatheit als Recht zur 
freien Willkür, das sich in der die allgemeinen In-
teressen verwirklichenden Sittlichkeit entfaltet. 
Eigenes und Eigentum gehören zusammen. Das 
Eigene des Menschen sind seine Möglichkeiten 
zu leben und zu handeln. Der Mensch ist eine 
„Einheit von Leib, Seele und Geist“ (BVerfGE 
56, 54 [75]). Der Mensch hat Eigenes als Mensch 
und als solcher um der allgemeinen Freiheit wil-
len, die gebietet, das Eigene des Menschen, das 
Mein und Dein, zu schützen, ein Recht als 
Mensch, also ein Menschenrecht auf bestmögli-
chen Schutz des Seinen, also auf Schutz des Staa-
tes und damit im übrigen als Recht auf Recht das 
Recht auf einen Staat (zur freiheitlichen Eigen-
tumsgewährleistung vgl. grundsätzlich Karl Al-
brecht Schachtschneider, Freiheit in der Repu-
blik, 2007, S. 537 ff.). Prinzipiell wird das Eigene 
durch die dieses Eigene schützenden Gesetze zum 
Eigentum. Wenn aber die Gesetze das Eigene 
nicht dem Menschenrecht des Eigentums gemäß 
schützen, ist das Menschenrecht verletzt und der 
Mensch hat ein Recht auf den angemessenen 
Schutz des Seinen. Das Eigentum hängt somit 
nicht davon ab, dass es dem Menschenrecht ge-
mäß geschützt wurde, sondern davon, dass der 
Mensch ein schützenwertes Eigenes besaß (K. A. 
Schachtschneider, Freiheit in der Republik, 
S. 537 ff.). 

10. Dieses Eigene kann sich nur in der jeweiligen 
Ordnung entfalten, in der der Mensch lebt, für die 
Balletttänzer/innen war dies bis zur deutschen 
Einheit die DDR, nach der Einigung die Bundes-
republik Deutschland. Nach den Lebensverhält-
nissen in der DDR und der Bundesrepublik hatten 
und haben sie Eigentum, das seinerzeit unter dem 
Schutz der Verfassung der DDR gestellt war und 
derzeit unter den Schutz des Grundgesetzes und 
der EMRK gestellt ist. 

11. In der arbeitsteiligen Gesellschaft besteht Eigen-
tum nicht nur in den Gütern, die man im Sinne 
tatsächlicher Gewalt im Besitz haben kann, vor 
allem an unbeweglichen (Grund und Boden) und 
beweglichen Sachen, sondern das Eigene und Ei-
gentum sind alle Möglichkeiten des Lebens und 
Handelns – im Gegensatz zur Freiheit als der Fä-
higkeit zu Handeln (K. A. Schachtschneider, Frei-
heit in der Republik, S. 537 ff.). Die Recht-
sprechung des BVerfG praktiziert vermögenswer-
te Rechte als Eigentum (BVerfG 14, 288 [293]; 
95, 167 [300]; 100, 1 [33]; dazu (weitergehend) 
K. A. Schachtschneider, Freiheit in der Republik, 
S. 537 ff., insbes. S. 541 ff.). Das ist eng, ergibt 
aber auch, dass die berufsbezogenen Zuwendun-
gen Eigentum sind. 

12. Eigentum besteht in einem Gemeinwesen, in dem 
die meisten Menschen von der Arbeit in Arbeits-
verhältnissen leben, wesentlich in den Rechten 
aus dem Arbeitsverhältnis, insbesondere in den 
Ansprüchen auf geldwerte Leistungen. Arbeits-
verhältnisse sind menschheitliche Verhältnisse, 
die in dem Gemeinwesen unabhängig von der je-
weiligen Rechtsordnung bestehen, und Verhält-
nisse des Mein und Dein, des Eigenen, hervor-
bringen, die entweder als Eigentum geschützt 
werden oder des Eigentumsschutzes bedürfen. In 
der DDR waren diese Verhältnisse die Realität 
der meisten Menschen; und sie fanden ihren 
Schutz in der Ordnung der DDR (Art. 1 Abs. 1 
Satz 1 Verfassung der DDR 1974) als eines, wie 
das BVerfG ausgesprochen hat, „sozialistischen 
Rechtssystems“ (BVerfGE 95, 267 [307]). Weil 
Arbeitsverhältnisse Verhältnisse unter Menschen 
aber keine Verhältnisse in bezug auf Sachen, wie 
das Sacheigentum sind, bestehen sie aus Rechten 
und Pflichten. Diese Rechte sind Eigenes und Ei-
gentum, wenn sie vermögenswert sind. Dabei 
kommt es durch nichts darauf an, ob diese Lei-
stungsansprüche in der Rechtsordnung der Bun-
desrepublik Deutschland hätten bestehen können, 
sondern alleine darauf, ob sie in der DDR bestan-
den und als durch die Ordnung der DDR gewähr-
leistete Rechte, als vermögenswerte Rechte, oder 
als Rechte, die den Berechtigten Lebensmöglich-
keiten gaben, zu verstehen waren. Das ist fraglos. 
Im übrigen kannte und kennt die Bundesrepublik 
seit eh und je gleichartige Rechte wie die auf die 
berufsbezogene Zuwendung der Balletttänzer/in-
nen. Die Ansprüche aus dem Zusatzversorgungs-
system waren und sind also Eigenes und Eigen-
tum. Die Betroffenen konnten sich darauf verlas-
sen, dass diese Leistungen lebenslang erbracht 
werden. Diese Rechte waren stabilisiert. Art. 11 
Abs. 1 der Verfassung der DDR von 1974 hat das 
„persönliche Eigentum der Bürger ... gewährlei-
stet“. Zu diesem persönlichen Eigentum gehörten 
auch die vermögenswerten Ansprüche aus den 
Dienstverhältnissen, einschließlich den Versor-
gungsansprüchen wie auch der Ansprüche auf be-
rufsbezogene Zuwendung. 

13. Nachdem durch die politische Wende auch in der 
DDR die Verfassungsprinzipien des Grundgeset-
zes galten, insbesondere das grundgesetzliche Ei-
gentumsprinzip (Art. 1 Abs. 3 des Staatsvertra-
ges), wurde der Anspruch auf die lebenslange be-
rufsbezogene Zuwendung durch das bundesdeut-
sche Eigentumsprinzip geschützt und schließlich 
nach der deutschen Einheit seit dem 3.10.1990 
unmittelbar durch Art. 14 Abs. 1 GG, ohne dass 
sich dadurch der Charakter des Eigentumsschut-
zes geändert hätte. Denn als Menschenrecht hat 
das Eigentumsprinzip einen unveränderlichen 
Charakter, wenn es auch unterschiedlich durch 
die verschiedenen Gesetze der jeweiligen staatli-
chen Ordnungen verwirklicht und geschützt wird 
(Karl Albrecht Schachtschneider, Sozialistische 
Schulden nach der Revolution. Kritik der Alt-
schuldenpolitik. Ein Beitrag zur Lehre von Recht 
und Unrecht, 1996, S. 161 ff.). Keinesfalls hat der 
Eigentumsschutz des Eigentums in der DDR und 
damit auch der berufsbezogenen Zuwendungen 
erst mit dem Einigungsvertrag und der durch die-
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sen ausdrücklich geregelten Geltung des Grund-
gesetzes auf dem Gebiet der DDR begonnen. 

III. Schutz sozialversicherungsrechtlicher Positionen - 
Beitragsleistungen 
14. „Eigentum“ im Sinne von Art. 14 GG umfasst 

nicht nur privatrechtliche vermögenswerte Rech-
te, sondern auch öffentlich-rechtliche Rechtsposi-
tionen einschließlich der Sozialversicherungsren-
ten und Rentenanwartschaften (ständige Recht-
sprechung des BVerfG). 
Der Eigentumsschutz einer solchen Position setzt 
voraus, dass „sie auf nicht unerheblichen Eigen-
leistungen des Versicherten beruht und zudem der 
Sicherung seiner Existenz dient“.(BVerfGE 69, 
272 [300]; 72, 9 [19]; 76, 220 [235]. Die Voraus-
setzung der „nicht unerheblichen Eigenleistun-
gen“ darf jedoch nicht missverstanden werden. 
„Eigenleistung“ ist nicht identisch mit „Beitrags-
leistung“ und schon gar nicht mit „eigener Bei-
tragsleistung“ (D. Merten, Verfassungsprobleme 
der Versorgungsüberleitung, S. 70). Das BVerfG 
(E 69, 272 [301 f.] stellt auf die „persönliche Ar-
beitsleistung des Versicherten“ ab. 

15. Das BVerfG hat in seinem Grundsatzurteil vom 
28.4.1999 zur Versorgungsüberleitung Ost bestä-
tigt, dass der Eigentumsschutz auch dann zum 
Tragen kommt, wenn die Rentenansprüche und –
anwartschaften nicht in erster Linie durch Bei-
tragszahlungen, sondern maßgeblich durch Ar-
beitsleistung erworben wurden (BVerfGE 100, 1 
[35], zu C, I 1 b, bb). Dies gilt für Ansprüche auf-
grund des Zusatzversorgungssystems für Ballett-
tänzer. 
15.1. Die Bundesrepublik ist in die Versorgungs-

ordnung der Anordnung über die Gewäh-
rung einer berufsbezogenen Zuwendung 
(AO bbZ) eingetreten. Ansprüche daraus 
weisen die wesentlichen Merkmale des Ei-
gentums im Sinne von Art. 14 GG auf 
(BVerfGE 100, 1 [34], zu C, I 1 b bb): 
„Sie waren in ähnlicher Weise wie entspre-
chende Rechtspositionen der westdeutschen 
gesetzlichen Rentenversicherung den Be-
rechtigten privatnützig zugeordnet und dien-
ten zur Sicherung ihrer Existenz. Auch fehl-
te es ihnen, wenn man die besonderen Ge-
gebenheiten des Alterssicherungssystems 
der Deutschen Demokratischen Republik 
berücksichtigt, nicht an einer nennenswerten 
Eigenleistung. Nicht nur zur Sozialpflicht-
versicherung und zur Freiwilligen Zusatz-
rentenversicherung wurden Beiträge ent-
richtet. Auch Arbeitnehmer, die Zusatz- und 
Sonderversorgungssystemen angehören, ha-
ben vielfach Beiträge gezahlt, die bis zu 10 
von Hundert der Bruttoentgelte erreichen 
konnten. Allerdings gilt dies nicht aus-
nahmslos. Soweit eine Beitragspflicht be-
stand, waren die Beiträge überdies teilweise 
niedrig und der zugesagten Versorgungslei-
stung nicht adäquat. Diese Besonderheiten 
stehen jedoch der eigentumsrechtlichen 
Schutzwürdigkeit nicht entgegen.“ BVerfGE 
100, 1 [34], zu C, I 1 b bb). 

15.2 Die Frage der Beitragsleistung spielt dem-
gemäß keine entscheidende Rolle. Auch das 
nachträglich erlassene AAÜG knüpft nicht 
an die tatsächlichen Beitragsleistungen, 
sondern an das erzielte Arbeitsentgelt oder 
Arbeitseinkommen an (§ 6 Abs. 1 AAÜG, 
§ 256 a Abs. 2 SGB VI, Anlage 3 zum AA-
ÜG). Das BVerfG weiter: 

„Wie das Bundesverfassungsgericht bereits 
im Zusammenhang mit westdeutschen sozi-
alversicherungsrechtlichen Positionen her-
vorgehoben hat, beruht der Eigentumsschutz 
in diesem Bereich wesentlich darauf, dass 
die in Betracht kommende Rechtposition 
durch die persönliche Arbeitsleistung der 
Versicherten mitbestimmt ist, die in den 
einkommensbezogenen Leistungen lediglich 
einen Ausdruck findet (vgl. BVerfGE 69, 
272 [301]). Es hat deshalb nicht nur vom 
Versicherten selbst gezahlte Beiträge, son-
dern auch die Arbeitgeberanteile zur gesetz-
lichen Rentenversicherung den eigentumsre-
levanten Eigenleistungen des Arbeitnehmers 
zugerechnet (vgl. BVerfGE 69, 272 [302]). 
Die Annahme einer nicht unerheblichen Ei-
genleistung steht danach nicht von vornher-
ein entgegen, dass eine rentenrechtliche Po-
sition – ebenso wie Sachgüter, die mit Hilfe 
von Subventionen oder Steuererleichterun-
gen erworben wurden – auch oder überwie-
gend auf staatliche Gewährung zurückgeht, 
wenn der Versicherte sie jedenfalls als ‚sei-
ne’, ihm ausschließlich zustehende Rechts-
position betrachten kann (vgl. BVerfGE 69, 
272 [301]).“ (BVerfGE 100, 1 [34 f.], zu C, 
I 1 b, bb).  

15.3 Die finanziellen Mittel für die berufsbezo-
gene Zuwendung wurden aus dem Haushalt 
der staatlichen Organe der DDR bereitge-
stellt, weil es den Ballettmitgliedern ange-
sichts ihres im Verhältnis zu ihren aner-
kannten Leistungen geringen Verdienstes in 
keinem Fall zumutbar war, zusätzlich Ein-
kommensanteile abzuführen. Mit der Aner-
kennung der Berechtigung für die bbZ wur-
de diese eine ausschließlich dem Ballettmit-
glied zustehende Rechtsposition. Das 
BVerfG weiter: 

„Im Hinblick auf die besonderen Bedingun-
gen des Alterssicherungs- und Entlohnungs-
systems der Deutschen Demokratischen Re-
publik kommt daher der Eigentumsschutz 
auch dann zum Tragen, wenn die Rentenan-
sprüche und - anwartschaften nicht in erster 
Linie durch Beitragszahlungen, sondern 
maßgeblich durch Arbeitsleistung erworben 
wurden. Der erforderliche Zusammenhang 
zwischen Zusatzversorgung und Arbeitslei-
stung wurde im Entlohnungssystem der 
Deutschen Demokratischen Republik auf 
vielfache Weise hergestellt. In einigen Zu-
satzversorgungsregelungen war die Bedeu-
tung der beruflichen Leistungen und Ar-
beitserfolge ausdrücklich hervorgehoben 
und als Rechtfertigung für die Höhe der 
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Versorgung genannt (vgl. § 9 Abs. 1 der 
Verordnung über die Altersversorgung der 
Intelligenz an wissenschaftlichen, künstleri-
schen, pädagogischen und medizinischen 
Einrichtungen der Deutschen Demokrati-
schen Republik vom 12.7.1951, GBl. S. 
675).“ (BVerfGE 100, 1 [35], zu C, I 1 b, 
bb). 
Diese Begründung wurde vom Ministerrat 
der DDR gerade auch für die „Anordnung 
über die Gewährung einer berufsbezogenen 
Zuwendung an Ballettmitglieder in staatli-
chen Einrichtungen der DDR“, gleichfalls 
künstlerisches Personal, gegeben. 

15.4 Das BVerfG weiter: 
„Teilweise sollten Zusagen einer verhält-
nismäßig hohen Altersversorgung auch feh-
lende leistungsgerechte Entlohnung ausglei-
chen, da der Staat aufgrund seiner Finanzla-
ge leistungsgerechte Arbeitsentgelte nicht 
durchweg zahlen konnte (vgl. Bienert, ZSR 
1993, S. 349 [351 f.]).“ (BVerfGE 100, 1 
[35]). 
„... Ebensowenig hatten sie (die Berechtig-
ten) Einfluss darauf, ob und in welcher Hö-
he für ihre Zusatzversorgung Beiträge auf-
zubringen waren. (...) In jedem Fall knüpfte 
die Bereitstellung von Zusatzversorgungs-
leistungen an die erbrachte Arbeitsleistung 
der Versicherten an und wurde nicht als 
Maßnahme staatlicher Fürsorge verstanden, 
auch wenn die Mittel aus dem Staatshaus-
halt stammten. Solche Erwägungen liegen 
auch in der Bundesrepublik Deutschland 
den Leistungen der Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Länder und den ergänzen-
den Direktversicherungen durch die Arbeit-
geber zugrunde.“ (BVerfGE 100, 1 [36], zu 
C, I 1 b, bb). 
Dies alles trifft für die Ballettmitglieder zu. 

15.5. Die bbZ sollte die fehlende leistungsgerech-
te Entlohnung ausgleichen, da einerseits die 
Ballettleistungen auf hohem künstlerischen 
Niveau erbracht wurden, andererseits die 
künstlerischen Einrichtungen keine ausrei-
chenden „Schaffens“-, d.h. Vergütungsbe-
dingungen geben konnten. Die Bereitstel-
lung der bbZ knüpfte an die erbrachte Ar-
beitsleistung des Ballettmitgliedes an, war 
keine Maßnahme rein staatlicher „Fürsorge“ 
(hierzu auch D. Merten, Verfassungspro-
bleme der Versorgungsüberleitung, S. 113 
f.). 

IV. Zur Lage der Ballettmitglieder in staatlichen Ein-
richtungen der DDR 
Der Beruf des Tänzers in der DDR konnte nur in 
staatlichen Einrichtungen ausgeübt werden. Das hohe 
künstlerische Niveau setzte eine lange Ausbildungs-
zeit mit großen physischen Belastungen voraus. Bal-
lettänzer/-innen können ihren schweren Beruf nicht 
bis zum Rentenalter ausüben. Wenn sie in der Mitte 
ihres Lebens aus ihrer aktiven Laufbahn ausscheiden 
müssen, ist eine höchst schwierige Neuorientierung 

unumgänglich. Das wirkt sich auf die Einkommens-
entwicklung negativ aus, sowohl für eine künftige 
Beschäftigung als auch später für den Ruhestand. 
16. Einerseits nahm die Nachfrage nach Ballettauf-

führungen ständig zu infolge des hohen Niveaus 
der DDR-Ballettkunst. Andererseits hatten die 
Ballettschulen angesichts der langen Ausbil-
dungszeit, der kurzen Berufsausübung, der Unsi-
cherheit über die Perspektive nach dem Aus-
scheiden aus dem Beruf und der nicht leistungs-
gerechten Vergütung Schwierigkeiten, die not-
wendigen Ausbildungskapazitäten zu erreichen 
und Nachwuchs zu gewinnen. Der Tänzerberuf 
setzt Idealismus, Engagement und hohes Lei-
stungsvermögen voraus. Die Vergütung betrug 
nach einer Ausbildungszeit von bis zu 7 Jahren 
lediglich durchschnittlich 600 und – maximal als 
Spitzengage – 800 Mark der DDR. Unter diesen 
Voraussetzungen ergriffen nur diejenigen den Be-
ruf, die sich zum/zur Tänzer/in „berufen“ fühlten. 

17. Das gravierende Problem betraf insbesondere die 
Sicherung einer qualitativ und wirtschaftlich 
gleichwertigen Lebensführung nach dem Aus-
scheiden aus dem Tänzerberuf, die Versorgung 
vor und nach Eintritt in das Rentenalter. Nach den 
damaligen Verhältnissen war es den Ballettmit-
gliedern nicht möglich, eine private Eigenvorsor-
ge zu treffen, weil das die soziale Lage der Tän-
zer angesichts der eher geringen Vergütung nicht 
zuließ, eine dafür in Frage kommende Institution 
(private Versicherung) oder andere Formen der 
privaten Eigenvorsorge (z.B. Wertpapiersparen, 
Kauf von Aktien, Fondsanteilen etc., Kauf von 
Eigentumswohnungen, Beteiligung an Immobili-
enfonds oder durch Schaffung von Eigentum in 
anderen Formen im kapitalistischen System) nicht 
bestanden und die Tänzer/innen ohnehin in staat-
lichen Einrichtungen der DDR tätig waren. Eine 
Möglichkeit, für das Alter oder die Zeit nach Be-
endigung der Berufsausübung zur Mindestrente 
aus der einheitlichen Sozialpflichtversicherung 
zusätzlich Vorsorge zu treffen, gab es demnach 
nicht. Die Ballettmitglieder konnten weder der 
„Zusätzlichen freiwilligen Altersversorgung der 
Intelligenz“ (AVI) noch anderen vergleichbaren 
Zusatzversorgungssystemen beitreten, die zu der 
sog. 2. Säule der Alterssicherung in der DDR ge-
hörten (zu den Zusatzversorgungssystemen der 
DDR vgl. Karl-Heinz Christoph, Das Renten-
überleitungsgesetz und die Herstellung der Ein-
heit Deutschlands, 1999, S. 16-20; W. Mäder/J. 
Wipfler, Wendezeiten, S. 29-31). 

18. Die Freiwillige Zusatzversicherung (FZR) hätte 
keine Abhilfe geschaffen. Die Balletttänzer/innen 
waren – wie die meisten Werktätigen – in der ge-
setzlichen Rentenversicherung der Sozialpflicht-
versicherung gegen die Risiken des Alters, der 
Invalidität und des Todes versichert (zur 1. Säule 
des Alterssicherungssystems der DDR vgl. K.-H. 
Christoph, Das Rentenüberleitungsgesetz, S. 14-
16; W. Mäder/J. Wipfler, Wendezeiten, S. 27-29). 
Die Renten waren relativ niedrig, weil die Bei-
tragsbemessungsgrenze über einen langen Zeit-
raum unverändert bei 600 M im Monat (7.200 M 
im Jahr) lag und es keine regelmäßige Anpassung 
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der Renten gab. Sie betrugen als Mindestrente je 
nach Zahl der Arbeitsjahre zuletzt 330 bis 470 M 
und höchstens 510 M (D. Merten, Verfassungs-
probleme ..., S. 12 f.). 
Die FZR ergänzte die Grundversicherung durch 
die Sozialpflichtversicherung für Bezieher ober-
halb der Beitragsbemessungsgrenze. Die Höhe 
der monatlichen Zusatzrente betrug 2,5% des 600 
M übersteigenden beitragsbelasteten Durch-
schnittseinkommens pro Jahr der Zugehörigkeit 
zur FZR (BVerfGE 100, 1 [4]). Da der Spitzen-
verdienst für Balletttänzer nicht mehr als 800 M 
betrug, hätte sich eine Mitgliedschaft in der FZR 
nur wenig rentenerhöhend ausgewirkt. Die Zu-
satzrente machte nämlich nur bis zu knapp 100 M 
monatlich aus (D. Merten, Verfassungsprobleme 
..., S. 13). Für die Rentenzugangsjahre 1985, 1988 
und 1990 betrug die Rente in der DDR (Sozial-
pflichtversicherung und FZR) bei maximaler Bei-
tragsbelastung im gesamten Zeitraum durch-
schnittlich 548, 578 und 602 M monatlich 
(BVerfGE 100, 1 [4]). Hinzu kam, dass die Tän-
zer von ihrem eher geringen Einkommen im Re-
gelfall noch bis zu 10% ihrer Vergütung über 600 
M als Beitrag hätten abführen müssen (zur sozia-
len Lage der Ballettmitglieder eindringlich W. 
Mäder/J. Wipfler, Wendezeiten, S. 7-11). 

19. In der Erkenntnis, dass die soziale Sicherung der 
Ballettmitglieder in staatlichen Einrichtungen der 
DDR durch die Sozialpflichtversicherung und die 
FZR nicht ausreichend war und den Wert der ge-
leisteten Arbeit nicht angemessen widerspiegelte, 
sah sich der Ministerrat der DDR veranlasst, eine 
„Anordnung über die Gewährung einer berufsbe-
zogenen Zuwendung an Ballettmitglieder in staat-
lichen Einrichtungen der DDR“ (AO bbZ) vom 
1.9.1976 i.d.F. vom 1.7.1983 zur Sicherung ihrer 
Existenz als Vorsorge nach dem Ausscheiden aus 
dem aktiven Tänzerberuf und im Alter in die We-
ge zu leiten. 
Mit der Anordnung bbZ wurde ein eigenes Zu-
satzversorgungssystem für Ballettmitglieder ge-
schaffen. 

20. Die AO bbZ war eine dauerhafte, den besonderen 
Bedingungen des Tänzerberufs geschuldete Ein-
kommensabsicherung in Form einer Versorgung. 
Infolge der Verklammerung der Gebiete des Ar-
beits- und Sozial- sowie des Verwaltungsrechts in 
der DDR wurde die berufsbezogene Zuwendung 
in zwei Verwaltungsformen gezahlt: 
- Zunächst auf Geheiß des Ministerrates von der 

(letzten) Kultureinrichtung, bei der das Ballett-
mitglied in seinem Beruf tätig war. Es entstand 
zugleich der Anspruch auf Zahlung der bbZ. 
Der Gewährung der bbZ lag zugleich ein Be-
scheid des zuständigen staatlichen Organs 
zugrunde. Die bbZ betrug 50% des monatlichen 
Durchschnittsgehalts der 5 gehaltlich besten 
Jahre, zumeist 300-400 M monatlich. 

Die Kultureinrichtung erhielt die erforderlichen 
Mittel als „Geldzuwendung“ aus dem staatlichen 
Haushalt. 
- Nach dem Eintritt des rentenrechtlichen Lei-

stungsfalles bis zum Lebensende von der Staat-

lichen Versicherung der DDR als zusätzliche 
Altersversorgung. Im Einzelfall konnte die zu-
sätzliche Rente bis zu 800 M erreichen. 

Die Zuerkennung setzte eine zumindest 15jährige 
Berufsausübung als Ensemblemitglied und das 
Erreichen des 35. Lebensjahres voraus. Aus ge-
sundheitlichen Gründen (Berufsunfähigkeit) war 
es möglich, die bbZ früher zuzuerkennen. 

21. Dem Erlass der bbZ-Anordnung vom 1.9.1976 
ging ein Beschluss des Ministerrates der DDR 
über die weitere Entwicklung der Schaffensbe-
dingungen der Ballettmitglieder in staatlichen 
Einrichtungen der DDR vom 13.5.1976 – VVS B 
2 – 348 – voraus. Mit dem Beschluss wurde dem 
Minister für Kultur der Auftrag zum Erlass der 
bbZ-AO erteilt, die wesentlichen Inhalte vorge-
geben und die Bereitstellung der für die Umset-
zung des Beschlusses erforderlichen Mittel durch 
den Minister für Finanzen verfügt. 
Zur Begründung des Beschlusses stellte der Mini-
sterrat damals fest, „dass er sich bei der Be-
schlussfassung davon leiten“ ließ, „dass einerseits 
Ballettaufführungen auf hohem künstlerischen 
Niveau integrierender Bestandteil eines entwik-
kelten künstlerischen Schaffens sind und von der 
Gesellschaft in vielen Ländern hohe Akzeptanz 
erfahren, andererseits die Schaffensbedingungen 
für die Tänzer nicht ausreichen, um auf Dauer 
hohen Anforderungen gerecht werden zu kön-
nen“. 
Weiter wird u.a. gesagt, dass 
- die Ausübung des Tänzerberufs in der Regel auf 

16 bis 20 Jahre beschränkt ist; 
- ein Großteil der Tänzer nach dem 34. Lebens-

jahr aus dem Beruf aus gesundheitlichen Grün-
den oder infolge des Verbrauchs der Kräfte aus-
scheiden muss; 

- die Ausbildungszeit zum Tänzerberuf bis zu 7 
Jahren dauert und in dieser Zeit Grundlagen für 
andere Tätigkeiten nicht geschaffen werden 
können; 

- während der Tätigkeit als Tänzer auf Grund der 
hohen physischen und psychischen Belastung 
nur äußerst begrenzte Möglichkeiten bestehen, 
andere berufliche Fähigkeiten zu erlangen; 

- nach dem Ausscheiden aus dem Tänzerberuf die 
aufnahmefähigen Jahre für eine anderweitige 
Berufsausbildung und –entwicklung vorüber 
sind und 

- die Entlohnung der Tänzer nicht auf den Aus-
gleich der bekannten Unzulänglichkeiten ge-
richtet war. 

V. Verfassungswidrige, entschädigungslose Enteig-
nung der Rechte und Anwartschaften auf Gewäh-
rung einer berufsbezogenen Zuwendung; Konfis-
kation – der Schutz des Art. 14 Abs. 1 GG 
22. Die Zusatzversorgung für Ballettmitglieder der 

DDR ist dem Anspruchssystem der sozialen Si-
cherheit stringent zugeordnet, ist keinesfalls sy-
stemfremd für die gesamtdeutsche Rechtsordnung 
(W. Mäder/J. Wipfler, Wendezeiten, S. 38-40, 21-
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32). Ideologiefrei betrachtet sind in der juristi-
schen Ebene keine Unterschiede zum Sozialversi-
cherungssystem der alten Bundesrepublik zu ver-
zeichnen. Man kann die bbZ auch mit Ersatzein-
künften vergleichen wie sie andere Bürger in den 
Wechselfällen des Lebens anstelle von Lohn und 
Gehalt erhalten, z.B. als Altersübergangsgeld, 
Vorruhestandsgeld, Übergangsrente sowie ab 
Rentenbeginn als Rente aus einer Zusatzversor-
gung wie aus der zusätzlichen Altersversorgung 
der Intelligenz in der DDR (Verordnung über die 
Altersversorgung der Intelligenz an wissenschaft-
lichen, pädagogischen und medizinischen Ein-
richtungen (AVI) vom 12.7.1951 – GBl. der DDR 
Nr. 85, S. 675, geändert durch VO vom 13.5.1959 
– GBl. I Nr. 32, S. 521). Die ausdrückliche 
Gleichstellung der bbZ mit der AVI und anderen 
Versorgungssystemen erfolgte durch das AAÜG-
ÄndG vom 11.11.1996 – BGBl. I Nr. 57 S. 1674 -
, Art. I Nr. 2 und 10 – oder in den alten Ländern 
aus Zusatzversorgung von der Versorgungsanstalt 
des Bundes und der Länder oder der Versor-
gungsanstalt Deutscher Bühnen München oder 
auch einer Betriebsrente. 

23. Rechte und Anwartschaften aus dem Zusatzver-
sorgungssystem der bbZ-Anordnung sind „Eigen-
tum“ nach Art. 14 Abs. 1 GG. 

24. Zur Eigentumsgarantie hat das BVerfG sich 
grundsätzlich in seinem wegweisenden Urteil 
vom 28.4.1999 geäußert: 
„Auch für rentenversicherungsrechtliche Rechts-
positionen gilt, dass sich die konkrete Reichweite 
der Eigentumsgarantie erst aus der Bestimmung 
von Inhalt und Schranken des Eigentums ergibt, 
die nach Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG Sache des Ge-
setzgebers ist (vgl. BVerfGE 53, 257 [292]). Der 
Gesetzgeber genießt aber keine völlige Freiheit. 
Er muss vielmehr die grundsätzliche Privatnüt-
zigkeit und Verfügungsbefugnis, die zum Begriff 
des Eigentums gehören (vgl. BVerfGE 37, 132 
[140]), achten und darf diese nicht unverhältnis-
mäßig einschränken. (...) 
Diese Grundsätze gelten auch für die Ausgestal-
tung von Eigentumspositionen durch den Eini-
gungsvertrag, die auf Arbeits- und Beitragslei-
stungen in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik zurückgehen. Zwar sind diese Rechtspositio-
nen erst aufgrund des Vertrages und mit seinem 
Wirksamwerden dem Schutz von Art. 14 GG un-
terstellt worden. Das ändert aber nichts daran, 
dass der Gesetzgeber bei der Ratifikation an das 
Grundgesetz gebunden war. Inhalts- und Schran-
kenbestimmungen, die mit Art. 14 GG unverein-
bar sind, durfte er deswegen nicht erlassen (vgl. 
BVerfG 91, 294 [308 f.]).“ (BVerfGE 100, 1 [37], 
zu C I 1 c). 

25. Der Einigungsvertragsgesetzgeber hat die An-
sprüche und Anwartschaften auf Gewährung der 
bbZ respektiert und erhalten (Anlage II Kap. VIII 
Sachgebiet F Abschn. III Nr. 8 zum EV in Ver-
bindung mit dem inkorporierten § 33 des Renten-
angleichungsgesetzes der DDR). Mit dem Gesetz 
zur Angleichung der Bestandsrenten an das Net-
torentenniveau der Bundesrepublik Deutschland 
und zu weiteren rentenrechtlichen Regelungen 

(Rentenangleichungsgesetz – RAG) vom 
28.6.1990 (GBl. Nr. 38, S. 495, ber. S. 1457) 
i.d.F. des Einigungsvertrages vom 31.8.1990 
(BGBl. II, S. 885 [889, 1213, 1244]) wurden auf 
der Basis des Staatsvertrages erste Schritte zur 
Angleichung der Alterssicherungssysteme Ost an 
West abgesteckt. Hinsichtlich der bbZ, die noch 
von den Kultureinrichtungen zu zahlen war, do-
kumentierte die Volkskammer als frei gewähltes 
Parlament eindeutig ihren Willen mit § 33 RAG, 
dass die berufsbezogenen Zuwendungen für Bal-
lettmitglieder sowie aus betrieblichen Mitteln ge-
zahlte Renten oder Pensionen in Deutscher Mark 
weitergezahlt werden. Hinsichtlich der bbZ im 
Rentenalter waren jene Regelungen des RAG an-
zuwenden, die für die zusätzlichen Versor-
gungssysteme der Intelligenz getroffen worden 
waren, insbesondere § 24 und 25, und die keine 
Einstellung, sondern eine Fortdauer der Ansprü-
che und Anwartschaften aus Versorgungssyste-
men durch Überführung verfügten. 
Mit der Anlage 1 zum AAÜG, Nr. 17, die das Zu-
satzversorgungssystem für Ballettmitglieder im 
Katalog der Zusatzversorgungssysteme aufführt, 
wird bekräftigt, dass die bbZ eine sozialrechtliche 
Position der gesamtdeutschen Rechtsordnung als 
Konsequenz des in der DDR erworbenen Rechts 
ist. 
Mit Anlage II Kap. VIII Sachgebiet H (Rentensi-
cherung) Abschn. III Nr. 6 Buchst. a) zum EV hat 
der Einigungsvertragsgesetzgeber die Verpflich-
tung begründet, die Ansprüche und Anwartschaf-
ten aus dem Zusatzversorgungssystem bbZ unter 
Wahrung der Rechte durch eine Anschlussrege-
lung zu überführen (siehe hierzu auch W. Mä-
der/J. Wipfler, Wendezeiten, S. 51 ff. zu IV. 3. b), 
und S. 95 zu VI.). Der Bundesgesetzgeber hat 
dies pflicht- und einigungsvertragswidrig unter-
lassen. 

26. Da der Bundesgesetzgeber völlig untätig – bis 
heute – geblieben ist, kommt es auch nicht auf die 
weitere Betrachtung des BVerfG in seinem 
Grundsatzurteil vom 28.4.1999 an, abgesehen da-
von, dass der Gesetzgeber sich nicht darauf beru-
fen könnte. 
„Rentenansprüche und –anwartschaften weisen 
zwar einen hohen personalen Bezug auf. Zugleich 
stehen sie jedoch in einem ausgeprägten sozialen 
Bezug (vgl. im einzelnen BVerfGE 53, 257 [292]. 
Deswegen verleiht Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG dem 
Gesetzgeber auch die Befugnis, Rentenansprüche 
zu beschränken, Leistungen zu kürzen und An-
sprüche und Anwartschaften umzugestalten, so-
fern dies einem Gemeinwohlzweck dient und dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit genügt (vgl. 
BVerfGE 53, 257 [292].“ (BVerfG 100, 1 [37 f.], 
zu C I 1 c). 
Das BVerfGE spricht beim Ausgestalten der 
Rechte und Anwartschaften von Beschränkung, 
Kürzung oder Umgestaltung. Keineswegs ist die 
Liquidierung von Rechten gemeint, die auch nicht 
von Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG gedeckt wäre, ab-
gesehen davon, dass für die Liquidierung der bbZ 
ein Gemeinwohlzweck nicht gegeben wäre und 
unter diesem Gesichtspunkt auch eine Verhält-
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nismäßigkeitsabwägung gar nicht zum Zuge kä-
me. 
„Allerdings verengt sich seine (des Gesetzgebers) 
Gestaltungsfreiheit in dem Maß, in dem Renten-
ansprüche und –anwartschaften durch den perso-
nalen Bezug des Anteils eigener Leistung der 
Versicherten geprägt sind.“ (BVerfGE 100, 1 
[38]. 

27. Enteignung und Konfiskation 
„Eigentum“ im Sinne des Art. 14 Abs. 1 GG darf 
gesetzlich nur beschränkt, darüber hinaus aber le-
diglich in den Fällen der Enteignung (Art. 14 
Abs. 3 GG) oder Vergesellschaftung (Art. 15 GG) 
– und dann auch nur gegen Entschädigung – ent-
zogen werden. 
Da der Gesetzgeber pönale und quasi-pönale 
Sanktionen nur im Rahmen nach Maßgabe der 
Verfassung verhängen darf (hierzu D. Merten, 
Verfassungsprobleme der Versorgungsüberlei-
tung, S. 42, 29 f.), ist eine von der Eigentumsga-
rantie nicht gedeckte Entziehung des Eigentums 
als Strafe nach Art der früher üblichen Konfiska-
tion unter dem Grundgesetz verfassungswidrig 
(D. Merten, Verfassungsprobleme ..., S. 42). Die 
Konfiskation unterscheidet sich von der Enteig-
nung nicht nur durch die fehlende Entschädigung, 
sondern vor allem durch die Zielrichtung. 
27.1 Die Enteignung verfolgt einen objektiven 

Zweck. Sie richtet sich gegen das Eigen-
tumsobjekt, weil dieses „zum Wohle der 
Allgemeinheit“ benötigt wird (Art. 14 Abs. 
3 Satz 1 GG). Deshalb ist die Person des 
Eigentümers für die Enteignung irrelevant, 
weil primär die Eigentumserlangung, nicht 
aber die Eigentumsentziehung gewollt und 
vom Gemeinwohl gefordert ist. 
Demgegenüber ist die generelle oder spezi-
elle, überwiegend politisch motivierte Kon-
fiskation subjektiv zielgerichtet. Sie wendet 
sich gegen den Eigentümer, und ihr Haupt-
zweck ist die Entziehung, die durch Gesetz 
oder administrativen Einzelakt erfolgt. Da-
bei wird die Personengerichtetheit auch 
durch eine scheinbare objektbezogene Ar-
gumentation verschleiert (vgl. Hans Peter 
Ipsen, in: VVDStRL 10 (1952), S. 88; 
Hans-Jürgen Papier, in: Maunz/Dürig, GG, 
Komm., Art. 14 Rdnr. 577; D. Merten, Ver-
fassungsprobleme ..., S. 43). 

27.2 Die Liquidierung, d.h. der entschädigungs-
lose Wegfall der Rechte und Anwartschaf-
ten aus dem Zusatzversorgungssystem für 
Ballettmitglieder wurde von den politischen 
Organen der Bundesrepublik ohne irgendei-
ne materiell-rechtliche Begründung aus der 
Anlage II Kap. VIII Sachgebiet H Abschn. 
III Nr. 6 Buchst. a) zum EV hergeleitet, ob-
wohl der Einigungsvertrag selbst das genaue 
Gegenteil anordnet. 
Der Entzug der bbZ geht über eine Enteig-
nung hinaus, da nicht ersichtlich ist und 
auch nirgendwo begründet worden ist, dass 
die Entziehung zum „Wohle der Allgemein-

heit“ erfolgt sei (Art. 14 Abs. 3 Satz 1 GG). 
Im Gegenteil: Das Zusatzversorgungssy-
stem sollte in die gesamtdeutsche Rechts-
ordnung „überführt“ werden (hierzu aus-
führlich D. Merten, Verfassungsprobleme 
der Versorgungsüberleitung, S. 79 f., 107, 
108, zur Versorgungs„überführung“ und zu 
diesem Begriff in der Gesetzessprache). 
Dies ist bis heute nicht erfolgt. Dass sich die 
Entziehung gegen die Ballettmitglieder als 
Personen richtet, beweist auch eine nach-
träglich abgegebene Begründung, wonach 
angeblich die bbZ „eine besondere Begün-
stigung für eine bestimmte Berufsgruppe in 
der DDR“ sei, die alten Bundesländer sol-
che aus Haushaltsmitteln finanzierten Zu-
wendungen nicht gekannt hätten, will besa-
gen, dass es sich hierbei um ungerechtfertig-
te Leistungen, d.h. um Unrecht handelt, dass 
die Balletttänzer der DDR im Fall der Wei-
terzahlung der bbZ gleichheitswidrig begün-
stigt wurden (BVerfG, Beschluss vom 
2.7.2002 – 1 BvR 2544/95, 1944/97, 
2270/00). Diese falsche, wahrheitswidrig 
abgegebene diskriminierende bis men-
schenverachtende Behauptung ist willkür-
lich und bedeutet eine politisch motivierte 
Konfiskation. Sie verkennt den Sachverhalt 
völlig und stellt die Dinge auf den Kopf 
(hierzu W. Mäder/J. Wipfler, Wendezeiten, 
S. 93, 105 ff., 7 ff.). 

27.3  Abgesehen davon, dass Renten und Pensio-
nen in der Bundesrepublik Deutschland aus 
Haushaltsmitteln gezahlt werden, waren und 
sind westdeutsche Ballettmitglieder zusätz-
lich in der Pflichtversicherung der Versor-
gungsanstalt Deutscher Bühnen München 
versichert, die in § 36 der Satzung der Ver-
sorgungsanstalt eine zusätzliche Altersver-
sicherung für Balletttänzer erhält. Ihnen ge-
hen diese Ansprüche nicht verloren, des-
gleichen sonstige Möglichkeiten zu eigener 
– privater – Vorsorge für die Zeit nach der 
Berufstätigkeit und für das Alter, die ihren 
aus der DDR gekommenen Berufskollegen 
nicht zugänglich waren und sind. Nach dem 
Beitritt der DDR-Länder zur Bundes-
republik war rückwirkender Beitritt zu einer 
solchen Zusatzversorgung ausgeschlossen. 
Die Mitgliedschaft konnte erst ab 1.1.1991 
erworben werden, und Anwartschaften 
konnten nur für die Zeit nach dem 
31.12.1990 begründet werden (Anlage I 
Kap. VIII Sachgeb. H Abschn. III Nr. 2 zum 
EV). 

28. Ungeachtet aller vorstehenden Bestandteile zur 
Rechts- und Verfassungslage gilt es zu resümie-
ren: 
Die erworbenen Ansprüche und Anwartschaften 
aus den Versorgungssystemen genießen den 
Schutz der Eigentumsgarantie, sind im Hinblick 
auf die in Art. 20 Abs. 2 Satz 3 StaatsV enthalte-
ne Bestandsgarantie grundsätzlich unantastbar (D. 
Merten, Verfassungsprobleme der Versorgungs-
überleitung, S. 77, 79 ff., 113). Selbst wenn man 
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dem Gesetzgeber auch insoweit eine Inhalts- und 
Schrankenbestimmung nach Art. 14 Satz 1 Satz 2 
GG zubilligte, wäre zu berücksichtigen, dass die 
erworbenen Versorgungsansprüche „auf nicht un-
erheblichen Eigenleistungen des Versicherten“ 
beruhen und „zudem der Sicherung seiner Exi-
stenz“ dienen (BVerfGE 69, 272 [300]; 72, 9 
[19]; 76, 220 [225]; 100, 1 [34 ff.]). 
Auch bei fehlender Beitragspflicht beruhen die 
Ansprüche und Anwartschaften auf einer „Eigen-
leistung“, nämlich der Arbeitsleistung der Ver-
sorgungsberechtigten und stellen deshalb keine 
bloße „Fürsorge“ dar. Ohnehin darf die Beitrags-
leistung nicht überbewertet werden, da infolge 
des für die gesetzlich Rentenversicherung gelten-
den Umlageverfahrens (vgl. § 153 Abs. 1 SGB 
VI; Bertram Schulin, Sozialrecht, 5. Aufl. 1993, 
Rn. 477 f.) anders als in der Privatversicherung 
die laufenden Renten aus den zeitgleich einge-
henden Beiträgen der Versicherten und nicht aus 
den früheren Beiträgen der jetzigen Rentner fi-
nanziert werden. Der Beitrag ist demzufolge nur 
noch Indiz dafür, dass die der Eigentumsgarantie 
unterliegenden Anwartschaften vom Versicherten 
erworben und ihm nicht bloß zuerkannt wurden. 
Gerade bei Rentenansprüchen und –anwartschaf-
ten, die durch den personalen Bezug des Anteils 
eigener Leistung geprägt wird (BVerfGE 53, 257 
[293]), ist der Gesetzgeber in seiner Gestaltungs-
freiheit beschränkt, wobei für Versorgungsemp-
fänger der DDR zu bedenken ist, dass sie wegen 
ihres abgeschlossenen Arbeitslebens den Verlust 
der Anwartschaften oder die Kürzung ihrer Rente 
nicht mehr durch andere Positionen ausgleichen 
können, wie dies für erwerbstätige Versicherte 
möglich sein mag. 
Aus diesem Grunde ist die nachträgliche Mög-
lichkeit einer Nachversicherung oder der Ausbau 
von Versorgungsanwartschaften durch nachträgli-
che Zahlung freiwilliger Beiträge kontraproduktiv 
und verfassungsrechtlich nicht gangbar, weil die 
Betroffenen für ihre entschädigungslos enteigne-
ten Rechte und Anwartschaften noch einmal nicht 
unerheblich hohe finanzielle Mittel aufbringen 
müssten, um ihre Rechte und Anwartschaften 
wiederzuerlangen, obwohl von Staats wegen – 
umgekehrt – eine Restitution, d.h. eine Anerken-
nung und Realisierung ihrer Ansprüche, oder eine 
Entschädigung bewirkt werden muss. Dies bedeu-
tete einen weiteren erheblichen Eingriff in ihre 
erworbenen und von Verfassungs wegen ge-
schützten Rechte, abgesehen von der Frage, ob im 
Hinblick auf das fortgeschrittene Alter der Betrof-
fenen die Mittel für eine Nachversicherung nicht 
weit höher wären als eine Rentenerhöhung, weiter 
abgesehen davon, dass die Betroffenen die Mittel 
kaum aufbringen könnten angesichts der Tatsa-
che, dass sie – wie die Ballettmitglieder – derzeit 
nur eine Mindestrente aus der gesetzlichen Ren-
tenversicherung beziehen (siehe auch D. Merten, 
Verfassungsprobleme ..., S. 114; vgl. auch 
BVerfGE 81, 156 [194]; 44, 353 [373]. 

VI. Der Schutz des Eigentums nach Art. 1 Abs. 1 Satz 
1 des Zusatzprotokolls zur Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
(EKMR) 

Nach Art. 1 Abs. 1 Satz 1 des Zusatzprotokolls 
zur EKMR hat „jede natürliche ... Person ein 
Recht auf Achtung ihres Eigentums“. Nach Satz 2 
dieses Absatzes „darf niemanden sein Eigentum 
entzogen werden, es sei denn, dass das öffentliche 
Interesse es verlangt, und nur unter den durch Ge-
setz und durch die allgemeinen Grundsätze des 
Völkerrechts vorgesehenen Bedingungen“.  

29. Die Bundesrepublik Deutschland hat als Mitglied 
des Europarates dieses Menschenrecht zu achten. 
Dabei kommt es nicht darauf an, ob die natürliche 
Person das Eigentum in einem Zeitpunkt erlangt 
hat, als sie in einem Gemeinwesen lebte, das Mit-
glied des Europarates war, sondern allein darauf, 
dass sie Eigentum hatte, das von einem Mitglied 
des Europarates zu achten war und ist. Die Be-
troffenen, die Ballettmitglieder aus der DDR, sind 
nicht etwa deswegen schutzlos, weil sie das ent-
zogene Eigentum, den Anspruch auf die berufs-
bezogene Zuwendung nämlich, in einer Zeit er-
worben haben, als die DDR nicht Mitglied des 
Europarates war, abgesehen davon, dass der An-
spruch unstreitig noch nach dem Beitritt der DDR 
zur Bundesrepublik bestand, nämlich zumindest 
bis zum 31.12.1991, richtigerweise darüber hin-
aus und noch heute. Die Schutzfähigkeit des Ei-
gentums, das in der DDR vor der Einigung 
Deutschlands erworben wurde, ist vom Europäi-
schen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) 
anerkannt und mehrfach praktiziert (EGMR 
(GK), Urteil vom 30.6.2005, NJ 2005, 513 (515 
f.). 

30. Im übrigen waren die Bürger der DDR Staatsan-
gehörige der Bundesrepublik Deutschland 
(BVerfGE 36, 1 [31 f.]; 77, 137 [149 ff.]) und 
standen damit unter dem Schutz der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten, zu denen sich die 
Bundesrepublik durch ihre Mitgliedschaft im Eu-
roparat verpflichtet hat. Dieser Schutzanspruch 
der Bürger der DDR, genauso wie umgekehrt die 
Schutzpflicht der Bundesrepublik, hat nicht erst 
durch den Beitritt der DDR begonnen. 

31. Der Eigentumsschutz durch die EKMR und den 
EGMR greift ein, da die Ballettmitglieder Eigen-
tum erworben haben und dieses Eigentum durch 
die Bundesrepublik Deutschland missachtet bzw. 
entzogen wurde, ohne dass die Voraussetzungen 
des zitierten Art. 1 Abs. 1 des Zusatzprotokolls 
das rechtfertigen. Die bbZ war eine Art Betriebs-
rente, solange die Kultureinrichtung sie bis zum 
Eintritt in das Rentenalter zu zahlen hatte. Deren 
Eigentumscharakter hat der EGMR – insoweit 
konform mit dem BVerfG – unabhängig davon 
anerkannt, ob sie auf eigenen oder fremden Bei-
tragsleistungen beruhen oder nicht (EGMR (3. 
Sektion), Entscheidung vom 2.2.2006, NVwZ 
2006, 1274 (1275)). 
31.1 Nachdem durch die politische Wende auch 

in der DDR die Verfassungsprinzipien des 
Grundgesetzes galten, insbesondere das 
grundgesetzliche Eigentumsprinzip (Art. 1 
Abs. 3 des Staatsvertrages vom 18.5.1990), 
wurde der Anspruch der Ballettmitglieder 
auf lebenslange bbZ durch das bundesdeut-
sche Eigentumsprinzip geschützt und 
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schließlich nach der deutschen Einheit seit 
dem 3.10.1990 unmittelbar durch Art. 14 
Abs. 1 GG, ohne dass sich dadurch der Cha-
rakter des Eigentumsschutzes geändert hät-
te. Denn als Menschenrecht hat das Eigen-
tumsrecht einen unveränderlichen Charakter 
(siehe oben unter Nr. 8 ff.). 

31.2 Das Eigentum der Ballettmitglieder ist nicht 
durch den Einigungsvertrag begründet, son-
dern durch diesen, je nach Lesweise der An-
lage II Kap. VIII Sachgebiet H Abschn. III 
Nr. 6 a zum EV („Die Anordnung ist bis 
zum 31.12.1991 anzuwenden“), aufrechter-
halten. Das BVerfG hat den grundgesetzli-
chen Eigentumsschutz aus Art. 14 Abs. 1 
GG immer wieder davon abhängig gemacht, 
dass die geschützten vermögenswerten 
Rechte durch den Einigungsvertrag oder 
durch andere Rechtsakte des dem Grundge-
setz verpflichteten Gesetzgebers geregelt 
wurden (etwa BVerfGE 100, 1 [33]; vgl. 
auch BVerfGE 77, 137 [150 ff.]). Es hat in 
diesen Regelungen der Bundesrepublik aber 
nicht die Begründung der jeweiligen Eigen-
tumsrechte gesehen (BVerfGE 100, 1 [33]). 

31.3 Zu Unrecht geht das BVerfG allerdings da-
von aus, dass die deutschen Staatsange-
hörigen in der DDR nicht den Grundrechts-
schutz des Grundgesetzes hatten. Das 
Grundgesetz galt aber seinem Selbstver-
ständnis nach auch für diese Deutschen, wie 
die Präambel des Grundgesetzes von 1949 
klargestellt hat; denn „das Deutsche Volk in 
den Ländern Baden, ...“, das das Grundge-
setz verfasst hat, hat „auch für jene Deut-
sche gehandelt, denen mitzuwirken versagt 
war“ ( dazu K. A. Schachtschneider, Sozia-
listische Schulden nach der Revolution, S. 
162; Helmut Quaritsch, Wiedervereinigung 
in Selbstbestimmung – Recht, Realität, Le-
gitimation, in: Josef Isensee/Paul Kirchhof 
(Hrsg.), HStR, Bd. VII, 1995, § 193 Rn. 28 
f.). Im übrigen schützt Art. 14 GG als ver-
fassungsgesetzlicher Schutz eines Men-
schenrechts jedes Eigentum. Denn das 
Grundgesetz verpflichtet alle Organe, Be-
hörden und Gerichte der Bundesrepublik 
Deutschland der menschenrechtlichen Ei-
gentumsgewährleistung. Das Argument des 
BVerfG, dass vor der deutschen Einheit das 
Grundgesetz in der DDR nicht gegolten ha-
be (etwa BVerfGE 100, 1 [33]; so schon 
BVerfGE 3, 288 [319 f.]; 36, 1 [16]; 77, 137 
[155 f.]), ist irrig. Richtig ist, dass das 
Grundgesetz in diesem Gebiet bis zur deut-
schen Einheit nicht durchgesetzt und ange-
wandt werden konnte. Das ist von der Gel-
tung zu unterscheiden. 
Im übrigen gilt der menschenrechtliche Ei-
gentumsschutz gänzlich ohne verfassungs-
gesetzlichen Text, ganz einfach, weil Men-
schen Eigenes haben, das als Eigentum ge-
schützt werden muss und gegebenenfalls, 
durch welche Ordnung auch immer, ge-
schützt ist (siehe oben unter Nr. 10). 

Schließlich hat auch die DDR in Art. 11 der 
Verfassung von 1968 das „persönliche Ei-
gentum“ gewährleistet. 

31.4 Diese irreleitende Auffassung hat unter an-
deren bei den westdeutschen Politfunktio-
nären zu der Verweigerung des Eigentums-
schutzes der Rechte aus der Zusatzversor-
gung für Ballettmitglieder geführt. Sie ge-
hen nach wie vor davon aus, dass der Eini-
gungsvertrag das Recht auf Gewährung der 
bbZ nicht begründet oder auch nur aufrecht 
erhalten, sondern zum 31.12.1991 beendet 
habe. Darauf kommt es aber men-
schenrechtlich nicht an, sondern lediglich 
darauf, dass die Ballettmitglieder ein Eigen-
tum haben, das von dem Mitgliedstaat des 
Europarates Deutschland missachtet bzw. 
entzogen worden ist. Es ist nicht entschei-
dend, durch welchen Rechtsakt Deutschland 
das Eigentum der Ballettmitglieder verletzt, 
sondern dass Deutschland, also irgendeines 
seiner Organe, Behörden oder Gerichte, das 
Recht entzieht. 

31.5 Verletzungs- bzw. Eigentumsentziehungs-
akte sind: 
1.) die zitierte Regelung in Nr. 6 a des Ab-

schnitts III der Anlage II Kap. VII Sach-
gebiet H, wonach die Anordnung über 
die Gewährung einer berufsbezogenen 
Zuwendung an Ballettmitglieder in 
staatlichen Einrichtungen der DDR vom 
Juni 1983 „bis zum 31.12.1991 anzu-
wenden“ ist, in der Interpretation, dass 
der Einigungsvertrag mit dieser Rege-
lung die Geltung der die berufsbezogene 
Zuwendung zum 31.12.1991 beendet 
habe. 

2.) die Unterlassung der Zahlungen der be-
rufsbezogenen Zuwendung durch die 
dazu verpflichteten Instanzen. 

31.6. Die vorgenannte Auslegung der zitierten 
Regelung hat keine Überzeugungskraft. Ins-
besondere verkennt sie, dass der Begriff 
‚Anwendung’ keineswegs außer Kraft set-
zen oder nicht mehr gelten bedeutet und in 
der streitigen Regelung des Einigungsver-
trages auch aus Menschenrechtsgründen 
nicht bedeuten kann. Wenn eine Regelung 
nicht mehr angewandt werden soll, heißt das 
im üblichen rechtlichen Sprachgebrauch, 
insbesondere im Europarecht (beispielswei-
se im Begriff des Anwendungsvorranges), 
dass sie durch eine andere Regelung ersetzt 
werden soll, nicht aber, dass die Rechte, 
welche die Regelung zugrunde legt, aufge-
hoben werden sollen. Eine solche Interpreta-
tion hat zudem noch weniger Überzeu-
gungskraft, weil das betroffene Eigentums-
recht eine weitere, eigenständige Rechts-
grundlage hat. Die berufsbezogene Zuwen-
dung wurde den Betroffenen durch Verwal-
tungsakte der jeweils zuständigen Organe 
der DDR gewährt. Diese Akte sind nicht 
aufgehoben worden. Vielmehr hat der Eini-
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gungsvertrag auch diesen Verwaltungsakten 
durch Art. 19 Bestandskraft gegeben. Die 
Verwaltungsakte der DDR bleiben wirksam, 
solange sie nicht aufgehoben wurden (Art. 
19 Satz 2 EV). Es hätte eines Aufhebungs-
aktes dieser spezifischen Akte bedurft, um 
die Bestandskraft der Bestätigung des 
Rechts auf die berufsbezogene Zuwendung 
zu beenden. Freilich hätte ein derartiger 
Aufhebungsakt rechtmäßig sein müssen, 
was nicht nur eine Rechtsgrundlage voraus-
gesetzt hätte, sondern auch am Eigentums-
schutz des Art. 14 Abs. 1 GG und am Art. 1 
Zusatzprotokoll zur EKMR des Europarates 
gescheitert wäre. 

31.7 Als Gesetzesakt, der das Eigentum der Bal-
lettmitglieder aufhebt, indem er die Rechts-
grundlage des Eigentums beseitigt, verletzt 
die Anwendungsbegrenzung, die in den Ei-
nigungsvertrag hineingelesen wird (hierzu 
Tz 31.5, 31.6), Art. 1 Abs. 1 Satz 2 des Zu-
satzprotokolls zur EKMR eklatant. 
31.7.1 Ein „öffentliches Interesse“, das es 

zu rechtfertigen vermöchte, den Bal-
lettmitgliedern das Eigentum zu ent-
ziehen, ist weder genannt noch er-
kennbar. In all den Auseinander-
setzungen um die vorgenannte Rege-
lung ist niemals ein öffentliches In-
teresse Deutschlands geltend ge-
macht worden, das es notwendig 
gemacht hätte, den Betroffenen die 
Zuwendung total zu entziehen. 

31.7.2 Allenfalls hätten, was jedoch nicht 
geschehen ist, finanzielle Interessen 
Deutschlands zur Debatte gestellt 
werden können, welche aber ein „öf-
fentliches Interesse“ nicht zu be-
gründen vermögen, wenn sie nicht 
allgemein in allen Lebenslagen we-
gen der Finanzierungsprobleme des 
Staates zur Geltung gebracht wer-
den. Der Menschenrechtsschutz des 
Eigentums richtet sich gerade gegen 
die Finanzierung der staatlichen 
Haushalte zu Lasten des Eigentums. 
Finanzmittel hat der Staat sich prin-
zipiell durch Steuererhebung zu ver-
schaffen, wie das Absatz 2 des Art. 1 
des Zusatzprotokolls zur EKMR 
deutlich macht. 

31.7.3 Ein Zusammenhang mit der Rege-
lung des § 20 Abs. 2 Satz 3 StVertr 
und der Anlage II Kap. VIII Sachge-
biet H Abschn. III Nr. 9 Buchst. b) 
Satz 3 Nr. 1 zum EV besteht, was of-
fensichtlich ist und an sich keiner 
weiteren Begründung bedarf, nicht. 
Danach sollen bei der Anpassung 
von Ansprüchen und Anwartschaften 
„ungerechtfertigte Leistungen abge-
schafft werden und überhöhte Lei-
stungen abgebaut“ werden. Bei die-
ser Regelung hatten die Einigungs-
vertragsparteien Ansprüche aus den 

Sonderversorgungssystemen für Be-
dienstete in besonders politisch 
staatsnahen Bereichen im Auge, um 
die es hier gar nicht geht, abgesehen 
davon, dass das BVerfG wegen die-
ser strafähnlichen Sanktionen (hierzu 
D. Merten, Verfassungsprobleme der 
Versorgungsüberleitung, S. 25 ff., 88 
ff., 103, 111 ff., 114 ff., 126 ff.) die 
entsprechenden einschlägigen Vor-
schriften als Anspruchs- und An-
wartschaftsüberführungsgesetzes 
(AAÜG) für verfassungswidrig und 
nichtig erklärt hat (BVerfGE 100, 
59; 100, 139; Beschl. vom 23.6.2004 
– 1 BvL 3/98, 1 BvL 9/02, 1 BvL 
2/03). 

31.7.4 Durch nichts ist dargetan und lässt 
sich auch nicht dartun, dass die 
schmale berufsbezogene Zuwendung 
an Ballettmitglieder eine ungerecht-
fertigte oder überhöhte Leistung war. 
Derartige Leistungen mag es (wie in 
jedem politischen und wirtschaftli-
chen System) gegeben haben. 
Dazu gehörten aber nicht die Lei-
stungen für Balletttänzer/innen. Die-
se nicht kleine Gruppe hatte die be-
rufsbezogene Zuwendung schon 
über lange Zeit, beinahe zwei Jahr-
zehnte erhalten. Das allein spricht 
angesichts der bescheidenen Ent-
geltpraxis der DDR gegen eine Be-
vorzugung durch ungerechtfertigte 
und überhöhte Leistungen. 
Die rein bloße Vermutung, die frag-
liche Regelung der Anlage II Kap. 
VIII Sachgebiet H Abschn. III Nr. 
6a) zum EV folge diesem Ziel des 
Staatsvertrages, ist bewusste Irrefüh-
rung ohne jegliche Substanz. Eine 
solche Annahme würde außerdem 
einen hinreichenden Vergleich aller 
oder typischer Leistungen vorausset-
zen, die durch den Einigungsvertrag 
in die Rentenversicherung überführt 
werden und sogar durch die Zahlbe-
tragsgarantie (Anl. II Kap. VIII 
Sachgebiet H Nr. 9 Buchst. a) zum 
EV) wertmäßig gesichert werden 
(BVerfGE 100, 1 [38 ff.]). Ein sol-
cher Vergleich existiert jedoch nicht. 
Insbesondere würde eine solche Spe-
kulation, die schließlich ein schwerer 
sittlicher Vorwurf ist, geradezu einen 
Schlag ins Gesicht der Ballettmit-
glieder bedeuten, die für ihren Beruf 
und für das hohe Kulturniveau ihre 
Gesundheit eingesetzt haben und 
deswegen einen angemessenen Aus-
gleich erhalten haben. Eine Ausle-
gung der Regelung 6 a, wie sie von 
Seiten der Ministerialbürokratie pro-
pagiert wurde (siehe Tz 31.5, 31.6), 
ist nach allem willkürlich, nämlich 
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grobes Unrecht (zum Willkürverbot 
Karl Albrecht Schachtschneider, 
Prinzipien des Rechtsstaates, 2006, 
S. 329 ff.; W. Mäder/J. Wipfler, 
Wendezeiten, S. 70 ff.). 

31.7.5 Das Eigentum der Ballettmitglieder 
wird weiterhin nicht auf Grund eines 
Gesetzes entzogen, sondern (ver-
meintlich) durch das Gesetz selbst. 
Das ist eine gesetzliche Enteignung, 
welche dem Menschenrechtsschutz 
des Eigentums nach Art. 1 Abs. 1 
des Zusatzprotokolls zur EKMR wi-
derspricht. 

31.7.6 Weiterhin müssen die Gesetze, auf 
denen Eigentumsentziehungen beru-
hen, den Prinzipien des Rechtsstaa-
tes genügen. Die Konvention zum 
Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten ist durchgehend von 
dem Rechtsstaatsprinzip und damit 
von den Prinzipien des Rechtsstaates 
bestimmt. Rechtswidrige Gesetze 
können somit nicht dem Menschen-
recht auf Eigentum genügen. Zum 
Rechtsstaat gehört das Bestimmt-
heitsprinzip (vgl. K. A. Schacht-
schneider, Prinzipien des Rechts-
staates, S. 246 f.). In der Auseinan-
dersetzung um die vorliegende Sa-
che haben verschiedene Judikate 
eingeräumt, dass die fragliche Rege-
lung 6 a des Abschnitts III der Anla-
ge II Kapitel VIII Sachgebiet H zum 
EV der erforderlichen Bestimmtheit 
entbehrt und allenfalls in einer ex-
trem extensiven Interpretationsweise 
ergibt, dass die berufsbezogenen 
Zuwendungen vom Jahr 1992 an 
nicht mehr bezahlt werden sollen. 
Diese Unbestimmtheit hätte die an 
die Verfassung gebundenen bundes-
deutschen staatlichen Organe (Art. 
20 Abs. 3 GG) veranlassen müssen, 
die Regelung als wegen Unbe-
stimmtheit als rechtsstaatswidrig und 
unwirksam zu erklären oder aber 
verfassungskonform im Sinne der 
Eigentumsgewährleistung auszule-
gen. 
Auch das BVerfG gebietet eine ver-
fassungskonforme Interpretation, 
welche die Grundrechte größtmög-
lich zur Entfaltung bringt (vgl. K. A. 
Schachtschneider, Prinzipien des 
Rechtsstaates, S. 246 f.), verbietet 
eine grundrechtseinschränkende In-
terpretation, wenn das Gesetz auch 
eine grundrechtsgemäße Interpreta-
tion zulässt (BVerfGE 19, 5; 30, 
148; 31, 132; 41, 86 [122 m.w.N.]; 
49, 157; 69, 53; 71, 81 [105]; 83, 
214; 88, 166), nämlich - dem Willen 
der Einigungsvertragsparteilen ge-
mäß – die, dass die Rechte und An-

wartschaften aus der Anordnung 
über die Gewährung einer berufsbe-
zogenen Zuwendung durch eine An-
schlussregelung, welche das Zusatz-
versorgungssystem in das bundes-
deutsche Rentensystem einfügt, ge-
wahrt werden. Nur dieses Urteil ent-
spricht dem Willen des Einigungs-
vertragsgesetzgebers (hierzu BVerf-
GE 32, 372; 54, 277 [299]; 71, 105; 
90, 274, 95, 92 ff.). So hat neben an-
deren Lothar de Maizière als Mit-
glied der frei gewählten Volkskam-
mer und letzter Ministerpräsident der 
DDR erklärt, dass mit dem Eini-
gungsvertrag die bbZ als Zusatzver-
sorgung dauerhaft als Rechtsposition 
im Sozialsystem der Bundesrepublik 
Deutschland erhalten bleiben soll. 

31.8 Aus mehrfachem Grunde ist die Einstellung 
der Zahlung der berufsbezogenen Zuwen-
dung und die Nichtanerkennung der ent-
sprechenden Anwartschaften eine entschädi-
gungslose Enteignung, die nicht nur gegen 
Art. 14 Abs. 3 GG, sondern auch gegen Art. 
1 Abs. 1 Satz 1 des Zusatzprotokolles zur 
EKMR verstößt. 

B Konsequenzen 
I. Zusammenfassung 
1. Nach Art. 20 Abs. 2 Satz 3 des Staatsvertrages 

(StVertr) vom 18.5.1990 und der Anlage II Kapitel 
VIII Sachgebiet H: Gesetzliche Rentenversicherung, 
Abschnitt III Nr. 9 Buchst. b) zum Einigungsvertrag 
(EV) vom 31.8.1990 sind die in der DDR begründe-
ten Versorgungssysteme (Sonder- und Zusatzversor-
gungssysteme) bis zum 31.12.1991 zu schließen und 
die erworbenen Ansprüche und Anwartschaften auf 
Leistungen aus diesen Systemen „nach Art, Grund 
und Umfang“ bis zum 31.12.1991 in die Rentenver-
sicherung der gesamtdeutschen Sozialordnung zu 
„überführen“. 
Entsprechend dem juristischen Sprachgebrauch kann 
die „Überführung“ von Ansprüchen und Anwart-
schaften der Versorgungsberechtigten in die Renten-
versicherung nur zur Änderung von Organisation und 
Verfahren der Versorgung, nicht aber zu Eingriffen in 
die Versorgungsleistungen ermächtigen (Detlef Mer-
ten, Verfassungsprobleme der Versorgungsüberlei-
tung, 2. Aufl., 1994, S. 108; Ernst Bienert, Die Al-
tersversorgung der Intelligenz in der DDR – Betrach-
tungen zur Entstehung und Abwicklung von Ansprü-
chen und Anwartschaften, in: ZSR 1993, S. 349, 
353). 
Da die Versorgungslasten ohnehin vom Staat und 
nicht von der Versichertengemeinschaft aufgebracht 
werden sollen (Arg. Art. 20 Abs. 2 StVertr), stellt die 
Rentenversicherung die organisatorische Abwick-
lungsstelle dar, weil für die Versorgungsberechtigten 
keine beamtenrechtliche Lösung mit möglichen poli-
tischen Implikationen gewollt war. 

2. Der Einigungsvertrag geht – wie Art. 20 Abs. 2 Satz 
3, 1. Satzteil StVertr – ebenfalls von der (Bestands-
)Garantie der Ansprüche und Anwartschaften nach 
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„Art, Grund und Umfang“ aus. Die Versorgungslei-
stungen sollen lediglich „überführt“, d.h. auf ein an-
deres System umgestellt werden. Eine Versorgung-
stransposition darf Modalitäten (Auszahlungsstelle, 
Versorgungsart oder Versorgungsbezeichnung) än-
dern, nicht jedoch ein vorgegebenes Gefüge mit vor-
gezeichneten Abständen und Werten antasten (D. 
Merten, Verfassungsprobleme ..., S. 109, 78 ff.). 

3. Zu einem anderen Ergebnis kann man auch nicht da-
durch gelangen, dass man die Überführung der Ver-
sorgungsansprüche und –anwartschaften in die Ren-
tenversicherung als „Systementscheidung“ (so BSGE 
72, 50 [65, 67]) bezeichnet. Denn die Entscheidung 
für das Sozialversicherungssystem bedeutet zunächst 
nur die Absage an andere Versorgungsträger oder an 
eine quasi-beamtenrechtliche Lösung. Aus ihr folgt 
weiterhin, dass die überführten Versorgungsansprü-
che und –anwartschaften in der Zukunft systemkon-
form wie sozialversicherungsrechtliche Ansprüche 
und Anwartschaften zu behandeln sind, d.h. dass sie 
z.B. der Rentenanpassung teilhaftig werden müssen. 
Dagegen besagt eine „Systementscheidung“ als sol-
che nicht, dass das (westdeutsche!) Sozialversiche-
rungssystem nachträglich für die Art und den Um-
fang des Erwerbs von Versorgungsansprüchen aus-
schlaggebend sein soll. Denn ausweislich des Ver-
tragstextes sollen die – nach dem Recht der DDR – 
erworbenen Ansprüche und Anwartschaften infolge 
der Wiedervereinigung in die – ehemals westdeutsche 
und – nunmehr gesamtdeutsche Rentenversicherung 
überführt werden. Dabei ist eine möglichst weitge-
hende Entsprechung anzustreben, wie auch bei einer 
Umstellung der Währung vom Duodezimalsystem 
auf ein Dezimalsystem keine Vermögensverluste auf-
treten, sondern die entsprechenden Werte nur umzu-
rechnen sind. Im übrigen dürfen in einem im Geset-
zestext nicht enthaltenen, sondern ihm nachträglich 
übergestülpten Begriff keine begriffimmanenten Fol-
gerungen gezogen werden, für die der Wortlaut der 
Norm überhaupt keine Anhaltspunkte gibt (so zu al-
lem überzeugend D. Merten, Verfassungsprobleme 
..., S. 109). 

4. Auch das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) sagt in 
seiner Grundsatzentscheidung vom 28.4.1999 zur 
Versorgungsüberleitung Ost eindeutig, dass durch die 
Überführung der Zusatz- und Sonderversorgungssy-
steme die verfassungsrechtlichen Gewährleistungen 
des Eigentums für ehemalige DDR-Bürger gewahrt 
bleiben (müssen), auch wenn diese Systeme nach de-
ren Schließung in das Rentenversicherungssystem 
eingepasst werden. Es unterscheidet klar zwischen 
dem System und dem Recht (Anspruch, Anwart-
schaft). Jenes betrifft die Gestaltungsbefugnis des 
Gesetzgebers, dieses genießt trotz Wechsels im Sy-
stem den verfassungsrechtlichen Grundrechtsschutz 
(BVerfGE 100, 1 [39 f.]). 

5. Das BVerfG hat in der Grundsatzentscheidung vom 
28.4.1999 folgerichtig entschieden, dass die in der 
DDR erworbenen und im Einigungsvertrag nach des-
sen Maßgaben als Rechtspositionen anerkannten An-
sprüche und Anwartschaften aus Zusatz- und Sonder-
versorgungssystemen den Schutz des Art. 14 Abs. 1 
Satz 1 GG genießen (BVerfGE 100, 1 [Erster Leit-
satz], und 32). 

6. In einem weiteren Grundsatzurteil vom 8.4.1997 hat 
es zur Kontinuität von Rechten trotz Verfassungs-
wechsels befunden, dass es nicht richtig ist, dass mit 
der Verfassung eines Territoriums auch die in ihm 
begründeten Rechtsbeziehungen untergehen, dass 
beim Verfassungswechsel vielmehr die Kontinuität 
der nicht unmittelbar verfassungsrechtlich begründe-
ten Rechtsbeziehungen die Regel ist und unter neuen 
Bedingungen nicht erneut begründungsbedürftig sind 
(BVerfGE 95, 267 [306 ff.], zu C, III 2 a), aa) und 
bb)). 

7. Durch die Anordnung über die Gewährung einer be-
rufsbezognen Zuwendung an Ballettmitglieder in 
staatlichen Einrichtungen der DDR von 1976 i.d.F. 
von 1983 wurde für die Ballettmitglieder ein Zusatz-
versorgungssystem geschaffen. Hierzu bestand drin-
gender Anlass, weil im Hinblick auf das hohe Niveau 
die Nachfrage nach Ballettaufführungen ständig zu-
nahm, andererseits die Ballettschulen angesichts der 
langen Ausbildungszeit zum Tänzer, der kurzen Dau-
er der Berufsausübung als Tänzer in der Regel bis 
zum 35 Lebensjahr, der Unsicherheit über die weitere 
existenzielle Perspektive nach dem Ausscheiden aus 
dem Beruf und der nicht leistungsgerechten Vergü-
tung für die hohen Leistungen Schwierigkeiten hat-
ten, die notwendigen Ausbildungskapazitäten zu er-
reichen und Nachwuchs zu gewinnen. Bei dem eher 
geringen Verdienst ergriffen nur Kandidaten mit 
Idealismus, Engagement und besonderer Leistungs-
bereitschaft den Beruf. 

8. In der Erkenntnis, dass die soziale Sicherung der Bal-
lettmitglieder durch die einfache Sozialpflichtversi-
cherung und die Freiwillige Zusatzversicherung 
(FZR) nicht ausreichend war und den Wert der gelei-
steten Arbeit nicht angemessen widerspiegelte, sah 
sich der Ministerrat der DDR durch Beschluss vom 
13.5.1976 veranlasst, durch die Anordnung eine Zu-
satzversorgungsrente zur Sicherung ihrer Existenz 
nach dem Ausscheiden aus dem Tänzerberuf und im 
Alter zu schaffen. 

9. Die Mittel für die berufsbezogene Zuwendung (bbZ) 
wurden gänzlich aus dem Haushalt der staatlichen 
Organe der DDR bereitgestellt, weil es den Ballett-
mitgliedern angesichts ihres im Verhältnis zu ihren 
anerkannten Leistungen geringen Verdienstes (durch-
schnittlich 500 Mark, ganz wenige erhielten als Spit-
ze unter 800 Mark) in keinem Fall zumutbar war, zu-
sätzlich Einkommensanteile, d.h. Beiträge zu zahlen. 
Eine FZR hätte keine Abhilfe geschaffen, da diese 
sich nur gering rentenerhöhend ausgewirkt hätte. Den 
Ballettmitgliedern war es auch nicht wie westdeut-
schen Arbeitnehmern möglich, eine private Eigenvor-
sorge zu treffen. 

10. Entsprechend dem § 20 Abs. 2 Satz 3 StVertr und 
Anlage II Kap. VIII Sachgebiet H Abschn. III Nr. 9 
Buchst. b zum EV wurde das Zusatzversorgungssy-
stem für die Ballettmitglieder zum 31.12.1991 ge-
schlossen. Das bedeutete ausschließlich, dass neue 
Rechte und Anwartschaften aufgrund der Anordnung 
zum Zusatzversorgungssystem für die Zukunft nicht 
begründet werden sollten. Das bedeutet immanent, 
dass bereits entstandene Rechte und Anwartschaften 
bestehen bleiben und die Verpflichtung des gesamt-
deutschen Gesetzgebers, die bereits bestehenden 
Rechte und Anwartschaften aus diesem Zusatzver-
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sorgungssystem unter deren Wahrung in die Renten-
versicherung zu überführen. Nur in diesem Sinne und 
nach diesem Zweck ist Anlage II Kap. VIII Sach-
gebiet H Abschn. III Nr. 6 Buchst. a) zum EV zu ver-
stehen, wonach, „die Anordnung bis zum 31.12.1991 
anzuwenden ist“. Eine Überführung in die Renten-
versicherung war geboten, zumal – spiegelbildlich – 
nach Anlage I Kap. VIII Sachgebiet H: Gesetzliche 
Rentenversicherung, Abschn. III Nr. 2 Buchst. a) 
zum EV ein Beitritt zur Satzung der Versorgungsan-
stalt deutscher Bühnen erst ab dem 1.1.1991 möglich 
war, danach nur mit Wirkung für die Zukunft neue 
Rechte und Anwartschaften begründet werden konn-
ten und keine Verpflichtung dieses Versorgungsträ-
gers begründet werden konnte, alte entstandene 
Rechte und Anwartschaften zu übernehmen. 

11. Die in der DDR begründeten Ansprüche und Anwart-
schaften aus dem Zusatzversorgungssystem zur Ge-
währung der berufsbezogenen Zuwendung waren un-
ter der Verfassung der DDR und nach deren einfach-
gesetzlichen Vorschriften garantiertes „persönliches 
Eigentum“ der Ballettmitglieder. Der Einigungsver-
tragsgesetzgeber hat diese Ansprüche und Anwart-
schaften respektiert und erhalten gemäß Anlage II 
Kap. VIII, Sachgebiet F: Sozialvorschriften: Allge-
meine Vorschriften, Abschn. III Nr. 8 zum EV in 
Verbindung mit dem inkorporierten § 33 des Renten-
angleichungsgesetzes vom 28.6.1990, der den Be-
stand dieser Ansprüche und Anwartschaften auf Ge-
währung der bbZ vorschreibt. Der Einigungsvertrag 
hat das Eigentum der Ballettmitglieder nicht erst be-
gründet, sondern aufrechterhalten. 

12. Nachdem durch die politisch Wende auch in der 
DDR die Verfassungsprinzipien des Grundgesetztes 
galten, insbesondere das grundgesetzliche Eigen-
tumsprinzip (Art. 1 Abs. 3 StVertr), wurde der An-
spruch der Ballettmitglieder auf lebenslange Zusatz-
rente durch das bundesdeutsche Eigentumsprinzip 
geschützt und schließlich nach der deutschen Einheit 
seit dem 3.10.1990 unmittelbar durch Art. 14 Abs. 1 
GG, ohne dass sich dadurch der Charakter des Eigen-
tumsrechts geändert hat (so auch das BVerfG, 100, 1, 
zur Überleitung der Sonder- und Zusatzversorgungs-
systeme; vgl. ferner BVerfGE 95, 267 [306 ff.] – Alt-
schulden). Denn als Menschenrecht hat das Eigentum 
unveränderlichen Charakter (Kontinuität trotz Ver-
fassungswechsels; BVerfGE 97, 267 [306 ff.]). 

13. „Eigentum“ i.S. von Art. 14 GG umfasst nicht nur 
privatrechtliche vermögenswerte Rechte, sondern 
auch öffentlich-rechtliche Rechtspositionen ein-
schließlich der Sozialversicherungsrenten und Ren-
tenanwartschaften (ständige Rspr. des BVerfG). Das 
Eigentum einer solchen Position setzt voraus, dass 
„sie auf nicht unerheblichen Eigenleistungen des 
Versicherten beruht und zudem der Sicherung seiner 
Existenz dient“ (BVerfGE 69, 272 [300]; 72, 9 [19]; 
76, 220 [235]). Die Voraussetzung der „nicht un-
erheblichen Eigenleistung“ darf nicht missverstanden 
werden. „Eigenleistung“ ist nicht identisch mit „Bei-
tragsleistung“ und schon gar nicht mit „eigener Bei-
tragsleistung“ (D. Merten, Verfassungsprobleme der 
Versorgungsüberleitung, S. 70). Das BVerfG stellt 
auf die „persönliche Arbeitsleistung des Versicher-
ten“ ab (BVerfG 69, 272 [301 f.]). 

Das BVerfG hat auch in seinem Grundsatzurteil vom 
28.4.1999 bestätigt, dass der Eigentumsschutz auch 
dann besteht, wenn Rentenansprüche und –
anwartschaften nicht in erster Linie durch Beitrags-
zahlungen, sondern durch Arbeitsleistung erworben 
wurden (BVerfGE 100, 1 [35]). 

Für die Frage nach dem Eigentum der Ballettmitglie-
der in Form von Ansprüchen und Anwartschaften auf 
Gewährung der berufsbezogenen Zuwendung und 
dessen Schutz unter dem Grundgesetz ist es unerheb-
lich, ob „eigene Beitragsleistungen“ gefordert wurden 
oder nicht. Auch das nachträglich erlassene An-
spruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetz – 
AAÜG – knüpft nicht an die tatsächlichen Beitrags-
leistungen, sondern an das erzielte Arbeitsentgelt 
oder –einkommen an (§ 6 Abs. 1 AAÜG, § 256 a 
Abs. 2 SGB VI; Anlage 3 zum AAÜG). 

14. Der Bundesgesetzgeber hat das Zusatzversorgungssy-
stem für Ballettmitglieder in den Katalog der Zusatz-
versorgungssysteme aufgenommen (Anlage 1 zum 
AAÜG, Nr. 17). Dem durch den Staatsvertrag und 
Einigungsvertrag statuierten und vom BVerfG bestä-
tigten Überführungsbefehl wurde jedoch die Ausfüh-
rung versagt. Eine Überführung des Zusatzversor-
gungssystems für Ballettmitglieder ist bis heute nicht 
erfolgt. Der hier vorgelegte Gesetzentwurf erfüllt die 
Maßgaben der Verträge, um den verfassungsrechtlich 
gebotenen Eigentumsschutz zu realisieren und das 
Eigentum der Ballettmitglieder zu wahren. 

15. Entgegen der eindeutigen Gesetzessprache, dem sy-
stematischen Zusammenhang des Staatsvertrages mit 
dem Einigungsvertrag und dessen aufeinander abge-
stimmten Bestimmungen und entgegen den gängigen 
Methoden der Auslegung von Gesetzen wurde von 
Seiten der Justizpolitik die Auffassung vertreten, dass 
mit der Anlage II Kap. VIII Sachgebiet H Abschn. III 
Nr. 6 Buchst. a) zum EV, wonach „die Anordnung 
über die Gewährung der berufsbezogenen Zuwen-
dung bis zum 31.12.1991 anzuwenden ist“, die ein-
mal entstandenen Ansprüche und Anwartschaften mit 
Beginn des 1.1.1991 ersatzlos wegfallen. Demgemäß 
wurden alle Zahlungen ab dem 1.1.1992 eingestellt. 

16. Träfe diese – allerdings unrichtige – Auffassung zu, 
und sie wurde praktiziert, bedeutet dieser Entzug eine 
entschädigungslose Enteignung, die verfassungswid-
rig ist und gegen Art. 14 GG und Art. 1 des Zusatz-
protokolls zur Europäischen Konvention zum Schut-
ze der Menschenrechte (EKMR) verstößt, weil die 
Voraussetzungen für einen Entzug des Eigentums 
durch Gesetz nicht vorliegen. 

17. Nach Art. 14 Abs. 3 Satz 1 GG ist eine Enteignung 
nur „zum Wohle der Allgemeinheit“ zulässig. Sie darf 
nur durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes er-
folgen, das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt 
(Absatz 3 Satz 2). Nach Art. 1 Abs. 1 Satz 2 Zusatz-
protokoll zur EKMR darf niemanden sein Eigentum 
entzogen werden, es sei denn, dass das „öffentliche 
Interesse“ es verlangt, und nur unter den durch Ge-
setz und durch die allgemeinen Grundsätze des Völ-
kerrechts vorgesehenen Bedingungen. Der Europäi-
sche Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) hat 
die Schutzfähigkeit des Eigentums, das in der DDR 
vor der Einigung Deutschlands erworben wurde, 
gleichfalls anerkannt und mittlerweile praktiziert 
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(EGMR (3. Sektion), Urt. vom 22.1. 2004 – 46720/99 
– Jahn u.a./Deutschland, NJW 2004, S. 923; EGMR 
(Große Kammer), Urt. vom 30.6.2005 – Jahn 
u.a./Deutschland, NJW 2005, S. 2907). 

18. Ein „Wohl der Allgemeinheit“ oder ein „öffentliches 
Interesse“, das es zu rechtfertigen vermöchte, den 
Ballettmitgliedern das Eigentum entschädigungslos 
zu entziehen, ist in den langen Jahren seit 1990/91 
weder genannt noch erkennbar. Man hat rein formal 
generell die Auffassung ins Feld geführt, dass die 
deutschen Staatsangehörigen in der DDR nicht den 
Grundrechtsschutz des Grundgesetzes hatten. Dies ist 
jedoch nicht das Thema. In all den Auseinanderset-
zungen um die vorgenannte Regelung (Nr. 15) ist 
niemals ein öffentliches Interesse zum Wohle der 
Allgemeinheit geltend gemacht worden, das es not-
wendig gemacht hätte, den Betroffenen die Zuwen-
dung total und entschädigungslos zu entziehen. Ein 
solches gibt es auch nicht. 
18.1 Allenfalls hätten, was aber nicht geschehen ist, 

finanzielle Interessen Deutschlands zur Debatte 
gestellt werden können, welche jedoch ein „öf-
fentliches Interesse“ nicht zu begründen vermö-
gen, wenn sie nicht allgemein in allen Lebens-
lagen wegen der Finanzierungsprobleme des 
Staates zur Geltung gebracht werden. Der Men-
schenrechtsschutz des Eigentums richtet sich 
gerade gegen die Finanzierung der staatlichen 
Haushalte zu Lasten des Eigentums. Finanzmit-
tel hat der Staat sich prinzipiell durch Steuerer-
hebung zu verschaffen, wie auch Absatz 2 des 
Art. 1 des Zusatzprotokolls zur EKMR deutlich 
macht. 

18.2 Ein Zusammenhang mit § 20 Abs. 2 Satz 3 
StVertr und der Anlage II Kap. VIII Sachgebiet 
H Abschn. III Nr. 9 Buchst. a) Satz 3 Nr. 1 zum 
EV besteht, was offensichtlich ist und an sich 
keiner weiteren Begründung bedarf, nicht. Da-
nach sollen bei der Anpassung von Ansprüchen 
und Anwartschaften „ungerechtfertigte Leistun-
gen abgeschafft und überhöhte Leistungen ab-
gebaut werden“. Bei dieser Regelung hatten die 
Vertragsparteien Ansprüche aus den Sonderver-
sorgungssystemen für Bedienstete in besonders 
politisch staatsnahen Bereichen im Auge, abge-
sehen davon, dass das BVerfG wegen dieser 
strafähnlichen Sanktionen (hierzu D. Merten, 
Verfassungsprobleme der Versor-
gungsüberleitung, S. 25 ff., 88 ff., 103, 111 ff., 
114 ff., 121 ff., 126 ff.) die entsprechenden 
Vorschriften des Anspruchs und Anwart-
schaftsüberführungsgesetzes für verfas-
sungswidrig erklärt hat (BVerfGE 100, 59 ff.; 
100, 139 ff.; Beschluss vom 23.6.2004 – 1 BvL 
3/98, 1 BvL 9/02, 1 BvL 2/03). 

18.3 Durch nichts ist dargetan und lässt sich auch 
nicht dartun, dass die eher schmale berufsbezo-
gene Zuwendung an Ballettmitglieder eine un-
gerechtfertigte oder überhöhte Leistung war. 
Derartige Leistungen mag es (wie in jedem po-
litischen und wirtschaftlichen System) gegeben 
haben. 
Dazu gehörten die Leistungen für Ballettmit-
glieder nicht. Diese nicht kleine Gruppe hatte 

die berufsbezogene Zuwendung schon über lan-
ge Zeit erhalten. Das allein spricht angesichts 
der bescheidenen Vergütungspraxis der Ballett-
einrichtungen gegen eine Bevorzugung durch 
ungerechtfertigt und überhöhte Leistungen (zur 
sozialen Lage der Ballettmitglieder in der DDR 
vgl. Werner Mäder/Johann Wipfler, Wendezei-
ten – Kulturschaffende im neuen Europa. Zur 
Versorgungsdiskriminierung von Balletttänzern 
aus der DDR, St. Augustin 2004, S. 7 ff.). 

18.4 Eine rein bloße Vermutung, die fragliche Be-
stimmung aus der Anlage II Kap. VIII Sachgeb. 
H Abschn. III Nr. 6 a) zum EV folge diesem 
Ziel des Staatsvertrages, bliebe ohne jegliche 
Substanz. Sie würde zunächst erst einmal einen 
hinreichenden Vergleich aller oder typischer 
Leistungen voraussetzen, die durch den Eini-
gungsvertrag in die Rentenversicherung über-
führt werden und sogar durch die Zahlbetrags-
garantie (Anl. II Kap. VIII Sachgebiet H Nr. 9 
Buchst. a) zum EV) wertmäßig gesichert wer-
den (BVerfGE 100, 1 [38 ff.]). Ein solcher Ver-
gleich existiert jedoch nicht. Insbesondere wäre 
eine solche Spekulation ein schwerer sittlicher 
Vorwurf an die Ballettmitglieder, die für ihren 
Beruf und für das hohe Kulturniveau ihre Ge-
sundheit eingesetzt haben und deswegen einen 
nach Recht und Billigkeit  angemessenen Aus-
gleich erhalten haben. Die Auslegung der Rege-
lung 6 a, mit der die Einstellung jeglicher Zah-
lungen und der Verlust aller Ansprüche und 
Anwartschaften bewirkt wurde, ist nach allem 
willkürlich, nämlich grobes Unrecht (zum Will-
kürverbot Karl Albrecht Schachtschneider, 
Prinzipien des Rechtsstaates, 2006, S. 329 ff.; 
W. Mäder/J. Wipfler, Wendezeiten, S. 70 ff.). 

II. Schlussfolgerungen 
19. Im Falle einer verfassungswidrigen, d.h. entschädi-

gungslosen Enteignung, d.h. einem Verstoß gegen 
Art. 14 GG und Art. 1 des Zusatzprotokolls zur 
EMRK gilt der Grundsatz „Restitution vor Entschä-
digung“. 
Im Falle der Aberkennung von Rechten und Anwart-
schaften, die Geldleistungsansprüche beinhalten, 
durch Gesetz, bedeutet „Restitution“ Wiedereinset-
zung, d.h. Zuerkennung der Rechte und Anwartschaf-
ten durch Gesetz. 

20. Da eine Restitution möglich und deshalb verfassungs-
rechtlich geboten ist, wäre die nachträgliche Mög-
lichkeit einer Nachversicherung oder der Ausbau von 
Versorgungsanwartschaften durch nachträgliche Zah-
lung freiwilliger Beiträge kontraproduktiv und ver-
fassungsrechtlich nicht gangbar, weil die Betroffenen 
für ihre entschädigungslos entzogenen, enteigneten 
Ansprüche und Anwartschaften noch einmal nicht 
unerhebliche Mittel aufbringen müssten. Die Betrof-
fenen müssten ihre Rechte und Anwartschaften quasi 
noch einmal „kaufen“. Dies bedeutete einen weiteren 
Eingriff in die erworbenen und von Verfassungs we-
gen geschützten Rechte, abgesehen von der Frage, ob 
im Hinblick auf das fortgeschrittene Alter der frühe-
ren Ballettmitglieder die Mittel für eine Nachversi-
cherung nicht weiter höher wären als eine Erhöhung 
der Rente in der gesetzlichen Rentenversicherung, 
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weiter abgesehen davon, dass die Betroffenen die 
Mittel kaum aufbringen könnten angesichts der Tat-
sache, dass sie derzeit im Regelfall nur die Mindest-
rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung bezie-
hen (siehe auch D. Merten, Verfassungsprobleme ..., 
S. 114; vgl. auch BVerfGE 81, 156 [194]; 44, 353 
[373]. 

21. Nach allem kann das Gebot des Staatsvertrages und 
die Maßgaben des Einigungsvertrages nur  

durch ein Gesetz zur 
Wahrung der Rechte und Anwartschaften aus dem 
Zusatzversorgungssystem für Ballettmitglieder in 
staatlichen Einrichtungen der DDR und zur Überfüh-
rung in das staatliche Rentensystem erfüllt werden. 

Berlin, Februar 2009 

Anlage 2 
Entwurf eines Gesetzes 

zur Wahrung der Rechte und Anwartschaften 
aus dem Zusatzversorgungssystem für Ballettmitglie-

der in staatlichen Einrichtungen der DDR 
vom  ....................................  

Der Bundestag hat das folgendes Gesetz beschlossen: 
§ 1 Ziel des Gesetzes 
(1) Mit dem Gesetz werden die Rechte und Anwartschaf-
ten aus dem Zusatzversorgungssystem für Ballettmitglie-
der in staatlichen Einrichtungen der DDR gemäß Art. 20 
Abs. 2 Satz 3 des Staatsvertrages vom 18.5.1990 und An-
lage II Kapitel VIII Sachgebiet H Abschnitt III Nr. 9 
Buchst. b) zum Einigungsvertrag vom 31.8.1990 in die 
Rentenversicherung überführt. 
(2) Die Ansprüche auf Zahlung einer berufsbezogenen 
Zuwendung und die Anwartschaften auf Zahlung einer 
berufsbezogenen Zuwendung aufgrund der Anordnung 
über die Gewährung einer berufsbezogenen Zuwendung 
in staatlichen Einrichtungen der DDR (AO bbZ) vom 
1.9.1976 in der Fassung der letzten Änderung vom 
1.7.1983 bleiben gemäß Anlage II Kapitel VIII Sachge-
biet H (Gesetzliche Rentenversicherung) Abschnitt III 
Nr. 6 Buchst. a) zum Einigungsvertrag gewahrt und wer-
den durch dieses Gesetz fortgeführt. 
§ 2 Anspruchsberechtigte 
Anspruchsberechtigt sind ehemalige Ballettmitglieder in 
staatlichen Einrichtungen der DDR, die bis zum 
31.12.1991 aufgrund der Anordnung über die Gewährung 
einer berufsbezogenen Zuwendung nach § 1 Abs. 2 
1. einen Anspruch auf Zahlung der berufsbezogenen 

Zuwendung hatten; 
2. eine Anwartschaft auf Zahlung einer berufsbezoge-

nen Zuwendung hatten und deren Anwartschaft aus 
den in der DDR getanzten Jahren nicht von der Ver-
sorgungsanstalt Deutscher Bühnen in deren Zusatz-
versorgung übernommen worden sind. 

§ 3 Höhe der Zuwendung als Zusatzrente 
(1) Berechtigte nach § 2 Nr. 1 erhalten ab dem 1.1.1992 
eine pauschalisierte Zusatzrente in Höhe von 300 Euro 
monatlich. 

(2) Berechtige nach § 2 Nr. 2 erhalten ab dem 1.1.1992 
eine pauschalisierte Zusatzrente in Höhe von 150 Euro 
monatlich. 
(3) Die Zusatzrenten nehmen an den Erhöhungen der 
Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung, die 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes beschlossen werden, 
teil. 
§ 4 Steuerfreiheit, Unpfändbarkeit 
Leistungen für die Zeit vom 1.1.1992 bis zum Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes bleiben steuerfrei und sind unpfänd-
bar. 
§ 5 Zusammentreffen von Ansprüchen 
Leistungen nach § 3 bleiben bei anderen Sozialleistungen 
jeglicher Art und sonstigem Einkommen unberücksich-
tigt. 
§ 6 Vererbbarkeit 
Leistungen für die Zeit vom 1.1.1992 bis zum Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes sind vererbbar. 
§ 7 Zuständigkeiten 
(1) Für die Gewährung der Zusatzversorgung ist die 
Deutsche Rentenversicherung Bund zuständig. Die erfor-
derlichen Mittel werden vom Bundeshaushalt bereitge-
stellt. 
(2) Der Antrag auf Gewährung der Zusatzrente nach § 3 
ist bis zum ................. zu stellen. 
§ 8 Inkrafttreten 
Dieses Gesetz tritt mit der Veröffentlichung im Bundes-
gesetzblatt in Kraft. 
Begründung: 

A. Ziel des Gesetzes: 
Wahrung der Rechte und Anwartschaften aus dem Zu-
satzversorgungssystem für Ballettmitglieder in staatli-
chen Einrichtungen der DDR und Überführung dieser 
Rechte und Anwartschaften in das gesetzliche Rentensy-
stem. 

B. Alternativen: 
Keine 
Nach dem Staatsvertrag vom 18.5.1990 und dem Eini-
gungsvertrag vom 31.8.1990 ist der Gesetzgeber ver-
pflichtet, das Zusatzversorgungssystem in die Rentenver-
sicherung zu „überführen“. Das ist bisher nicht gesche-
hen. Die Zahlung der berufsbezogenen Zuwendung wur-
de mit dem 31.12.1991 entschädigungslos eingestellt, 
und die entstandenen Anwartschaften wurden als gegen-
standslos behandelt. Dies widerspricht auch dem im 
Leiturteil des Bundesverfassungsgerichts vom 28.4.1999 
(BVerfGE 100, 1 [33, 49] festgelegten Grundsatz, dass 
die Zusatzversorgung als Eigentum gewahrt bleiben 
muss. Art. 14 Abs. 3 GG verbietet es, Eigentum entschä-
digungslos zu entziehen. Als Kompensation gilt der 
Grundsatz „Restitution vor Entschädigung“ (vgl. Rudolf 
Dolzer, Eigentum, Enteignung und Entschädigung im 
Völkerrecht, 1985, S. 129 ff.). Im Falle der Aberkennung 
von Rechten und Anwartschaften, die Geldleistungsan-
sprüche beinhalten, bedeutet „Restitution“ Wiedereinset-
zung, d.h. Zuerkennung der Rechte und Anwartschaften. 
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C. Allgemeines: 
1. Nach Art. 20 Abs. 2 Satz 3 des Staatsvertrages 

(StVertr) vom 18.5.1990 und der Anlage II Kapitel 
VIII Sachgebiet H: Gesetzliche Rentenversicherung, 
Abschnitt III Nr. 9 Buchst. b) zum Einigungsver-
trag(EV) vom 31.8.1990 sind die in der DDR be-
gründeten Versorgungssysteme (Sonder- und Zusatz-
versorgungssysteme) bis zum 31.12.1991 zu schlie-
ßen und die erworbenen Ansprüche und Anwart-
schaften auf Leistungen aus diesen Systemen nach 
Art, Grund und Umfang bis zum 31.12.1991 in die 
Rentenversicherung der gesamtdeutschen Sozialord-
nung zu „überführen“. 
Entsprechend dem juristischen Sprachgebrauch kann 
die „Überführung“ von Ansprüchen und Anwart-
schaften der Versorgungsberechtigten in die Renten-
versicherung nur zu Änderung von Organisation und 
Verfahren der Versorgung, nicht aber zu Eingriffen in 
die Versorgungsleistungen ermächtigen (Detlef Mer-
ten, Verfassungsprobleme der Versorgungsüberlei-
tung, 2. Aufl., 1994, S. 108; Ernst Bienert, Die Al-
tersversorgung der Intelligenz in der DDR – Betrach-
tungen zur Entstehung und Abwicklung von Ansprü-
chen und Anwartschaften, ZSR 1993, S. 349, 353). 
Da die Versorgungslasten ohnehin vom Staat und 
nicht von der Versichertengemeinschaft aufgebracht 
werden sollen (Arg. Art. 20 Abs. 2 StVertr), stellt die 
Rentenversicherung die organisatorische Abwick-
lungsstelle dar, weil für die Versorgungsberechtigten 
keine beamtenrechtliche Lösung mit möglichen poli-
tischen Implikationen gewollt war. 

2. Der Einigungsvertrag geht – wie Art. 20 Abs. 2 Satz 
3, 1. Satzteil StVertr – ebenfalls von der (Bestands-
)Garantie der Ansprüche und Anwartschaften nach 
„Art, Grund und Umfang“ aus. Die Versorgungslei-
stungen sollen lediglich „überführt“, d.h. auf ein an-
deres System umgestellt werden. Eine Versor-
gungstransposition darf Modalitäten (Auszahlungs-
stelle, Versorgungsart oder Versorgungsbezeichnung) 
ändern, nicht jedoch ein vorgegebenes Gefüge mit 
vorgezeichneten Abständen und Werten antasten (D. 
Merten, Verfassungsprobleme ..., S. 109, 78 ff.). 

3. Zu einem anderen Ergebnis kann man auch nicht da-
durch gelangen, dass man die Überführung der Ver-
sorgungsansprüche und –anwartschaften in die Ren-
tenversicherung als „Systementscheidung“ (so BSGE 
72,50 [65, 67] bezeichnet. Denn die Entscheidung für 
das Sozialversicherungssystem bedeutet zunächst nur 
die Absage an andere Versorgungsträger oder an eine 
quasi-beamtenrechtliche Lösung. Aus ihr folgt wei-
terhin, dass die überführten Versorgungsansprüche 
und –anwartschaften in der Zukunft systemkonform 
wie sozialversicherungsrechtliche Ansprüche und 
Anwartschaften zu behandeln sind, d.h. dass sie z.B. 
der Rentenanpassung teilhaftig werden müssen. Da-
gegen besagt eine „Systementscheidung“ als solche 
nicht, dass das (westdeutsche!) Sozialversicherungs-
system nachträglich für die Art und den Umfang des 
Erwerbs von Versorgungsansprüchen ausschlag-
gebend sein soll. Denn ausweislich des Vertragstex-
tes sollen die – nach dem Recht der DDR – erworbe-
nen Ansprüche und Anwartschaften infolge der Wie-
dervereinigung in die – ehemals westdeutsche und – 
nunmehr gesamtdeutsche Rentenversicherung über-

führt werden. Dabei ist eine möglichst weitgehende 
Entsprechung anzustreben, wie auch bei einer Um-
stellung der Währung vom Duodezimalsystem auf ein 
Dezimalsystem keine Vermögensverluste auftreten, 
sondern die entsprechenden Werte nur umzurechnen 
sind. Im übrigen dürfen in einem im Gesetzestext 
nicht enthaltenen, sondern ihm nachträglich überge-
stülpten Begriff keine begriffimmanenten Folgerun-
gen gezogen werden, für die der Wortlaut der Norm 
überhaupt keine Anhaltspunkte gibt (so zu allem 
überzeugend D. Merten, Verfassungsprobleme ..., S. 
109). 

4. Auch das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) sagt in 
seiner Grundsatzentscheidung vom 28.4.1999 zur 
Versorgungsüberleitung Ost eindeutig, dass durch die 
Überführung der Zusatz- und Sonderversorgungssy-
steme die verfassungsrechtlichen Gewährleistungen 
des Eigentums für ehemalige DDR-Bürger gewahrt 
bleiben (müssen), auch wenn diese Systeme nach de-
ren Schließung in das Rentenversicherungssystem 
eingepasst werden. Es unterscheidet klar zwischen 
dem System und dem Recht (Anspruch, Anwart-
schaft). Jenes betrifft die Gestaltungsbefugnis des 
Gesetzgebers, dieses genießt trotz Wechsels im Sy-
stem den verfassungsrechtlichen Grundrechtsschutz 
(BVerfGE 100, 1 [39 f.]). 

5. Das BVerfG hat in der Grundsatzentscheidung vom 
28.4.1999 folgerichtig entschieden, dass die in der 
DDR erworbenen und im Einigungsvertrag nach des-
sen Maßgaben als Rechtspositionen anerkannten An-
sprüche und Anwartschaften aus Zusatz- und Sonder-
versorgungssystemen den Schutz des Art. 14 Abs. 1 
Satz 1 GG genießen (BVerfGE 100, 1 [Erster Leit-
satz], und 32). 

6. In einem weiteren Grundsatzurteil vom 8.4.1997 hat 
es zur Kontinuität von Rechten trotz Verfassungs-
wechsels befunden, dass es nicht richtig ist, dass mit 
der Verfassung eines Territoriums auch die in ihm 
begründeten Rechtsbeziehungen untergehen, dass 
beim Verfassungswechsel vielmehr die Kontinuität 
der nicht unmittelbar verfassungsrechtlich begründe-
ten Rechtsbeziehungen die Regel ist und unter neuen 
Bedingungen nicht erneut begründungsbedürftig sind 
(BVerfGE 95, 267 [306 ff.], zu C, III 2 a), aa) und 
bb)). 

7. Durch die Anordnung über die Gewährung einer be-
rufsbezogenen Zuwendung an Ballettmitglieder in 
staatlichen Einrichtungen der DDR von 1976 i.d.F. 
von 1983 wurde für die Ballettmitglieder ein Zusatz-
versorgungssystem geschaffen. 
Hierzu bestand dringender Anlass, weil im Hinblick 
auf das hohe Niveau die Nachfrage nach Ballettauf-
führungen ständig zunahm, andererseits die Ballett-
schulen angesichts der langen Ausbildungszeit zum 
Tänzer, der kurzen Dauer der Berufsausübung als 
Tänzer in der Regel bis zum 35. Lebensjahr, der Un-
sicherheit über die weitere existenzielle Perspektive 
nach dem Ausscheiden aus dem Beruf und der nicht 
leistungsgerechten Vergütung für die hohen Leistun-
gen Schwierigkeiten hatten, die notwendigen Ausbil-
dungskapazitäten zu erreichen und Nachwuchs zu 
gewinnen. Bei dem eher geringen Verdienst ergriffen 
nur     Kandidaten mit Idealismus, Engagement und 
besonderer Leistungsbereitschaft den Beruf. 
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8. In der Erkenntnis, dass die soziale Sicherung der Bal-
lettmitglieder durch die einfache Sozialpflichtversi-
cherung und die Freiwillige Zusatzversicherung 
(FZR) nicht ausreichend war und den Wert der gelei-
steten Arbeit nicht angemessen widerspiegelte, sah 
sich der Ministerrat der DDR durch Beschluss vom 
13.5.1976 veranlasst, durch die Anordnung eine Zu-
satzversorgungsrente zur Sicherung ihrer Existenz 
nach dem Ausscheiden aus dem Tänzerberuf und im 
Alter zu schaffen. 
8.1 Dem Erlass der bbZ-Anordnung vom 1.9.1976 

ging ein Beschluss des Ministerrates der DDR 
über die weitere Entwicklung der Schaffensbe-
dingungen der Ballettmitglieder in staatlichen 
Einrichtungen der DDR vom 13.5.1976 – VVS B 
2 – 348 – voraus. Mit dem Beschluss wurde dem 
Minister für Kultur der Auftrag zum Erlass der 
bbZ-AO erteilt, die wesentlichen Inhalte vorge-
geben und die Bereitstellung der für die Umset-
zung des Beschlusses erforderlichen Mittel durch 
den Minister für Finanzen verfügt. 
Zur Begründung des Beschlusses stellte der Mini-
sterrat damals fest, „dass er sich bei der Be-
schlussfassung davon leiten“ ließ, „dass einerseits 
Ballettaufführungen auf hohem künstlerischen 
Niveau integrierender Bestandteil eines entwik-
kelten künstlerischen Schaffens sind und von der 
Gesellschaft in vielen Ländern hohe Akzeptanz 
erfahren, andererseits die Schaffensbedingungen 
für die Tänzer nicht ausreichen, um auf Dauer 
hohen Anforderungen gerecht werden zu kön-
nen“. 
Weiter wird u.a. gesagt, dass 
- die Ausübung des Tänzerberufs in der Regel auf 

16 bis 20 Jahre beschränkt ist; 

- ein Großteil der Tänzer nach dem 34. Lebens-
jahr aus dem Beruf aus gesundheitlichen Grün-
den oder infolge des Verbrauchs der Kräfte aus-
scheiden muss; 

- die Ausbildungszeit zum Tänzerberuf bis zu 7 
Jahren dauert und in dieser Zeit Grundlagen für 
andere Tätigkeiten nicht geschaffen werden 
können; 

- während der Tätigkeit als Tänzer auf Grund der 
hohen physischen und psychischen Belastung 
nur äußerst begrenzte Möglichkeiten bestehen, 
andere berufliche Fähigkeiten zu erlangen; 

- nach dem Ausscheiden aus dem Tänzerberuf die 
aufnahmefähigen Jahre für eine anderweitige 
Berufsausbildung und –entwicklung vorüber 
sind und 

- die Entlohnung der Tänzer nicht auf den Aus-
gleich der bekannten Unzulänglichkeiten ge-
richtet war. 

Diese Unzulänglichkeiten betrafen insbesondere 
die Sicherung einer qualitativ und wirtschaftlich 
gleichwertigen Lebensführung nach dem Aus-
scheiden aus dem Tänzerberuf, die Versorgung 
nach dem Eintritt in das Rentenalter und die 
Nachwuchsförderung. 
In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, 
dass nach der Einschätzung des Ministerrates den 

Ballettmitgliedern in der DDR eine private Ei-
genvorsorge zu treffen (selbst eine beitragsbezo-
gene Pflichtversicherung wie die der Versor-
gungsanstalt Deutscher Bühnen, die im Westen 
schon damals für die Ballettmitglieder bestand) 
nicht möglich war, weil das die soziale Lage der 
Tänzer in der DDR nicht zuließ (die Vergütung 
betrug zwischen 600 und maximal 800 M der 
DDR), eine dafür in Frage kommende Institution 
(Versicherung etc.) nicht bestand und die Bal-
lettmitglieder ohnehin in staatlichen Einrichtun-
gen der DDR tätig waren. 

8.2 Die grob fehlerhafte Interpretation des Bundesso-
zialgerichts (BSG) in dem Zustän-
digkeitsbeschluss vom 14.9.1994 – 4 BS 2/93 -, 
dass es kein Zusatzversorgungssystem für die 
Ballettmitglieder aus der DDR gegeben hätte 
(BSG, Beschluss vom 14.9.1994 – 4 BS 2/93 -), 
ist schon dadurch überholt, dass der Bundesge-
setzgeber diese Auffassung korrigiert hat (vgl. 
SGB VI, besonders §§ 248, 252 a, 256 a, b und c, 
259 a und b, 275 a, 307 a und b; Renten-
Überleitungsgesetz (RÜG) vom 25.7.1999 
(BGBl. I, 1606) i.d.F. des Rentenüberleitungs-
Ergänzungsgesetzes (RÜ-ErgG) vom 24.6.1993 
(BGBl. I, 1038), Art. 2, besonders § 4 Abs. 4; 
sowie Anspruchs- und Anwartschaftsüberfüh-
rungsgesetz (AAÜG) i.d.F. des RÜ-ErgG vom 
24.6.1993 (BGBl. I, 1038) und des AAÜG-
Änderungsgesetzes (AAÜG-ÄndG) vom 
11.11.1996 (BGBl. I Nr. 57, 1674), vor allem §§ 
4, 6 Abs. 1, sowie Nr. 17 der Anlage I des AA-
ÜG). 
Desgleichen ist die auf den Entscheidungen des 
BSG aufbauende weitere Rechtsprechung obsolet, 
zumal mittlerweile auch der Europäische Ge-
richtshof für Menschenrechte (EGMR) die 
Schutzfähigkeit des Eigentums, das in der DDR 
vor der Einigung Deutschlands erworben wurde, 
anerkannt hat und praktiziert (EGMR, NJW 2004, 
S. 923; NJW 2005, S. 2907; vgl. auch EMRK, 
NVwZ 2006, S. 1274 [1275]). 

9. Die Mittel für die berufsbezogene Zuwendung (bbZ) 
wurden gänzlich aus dem Haushalt der staatlichen 
Organe der DDR bereitgestellt, weil es den Ballett-
mitgliedern angesichts ihres im Verhältnis zu ihren 
anerkannten Leistungen geringen Verdienstes (durch-
schnittlich 500 Mark, ganz wenige erhielten als Spit-
ze unter 800 Mark) in keinem Fall zumutbar war, zu-
sätzlich Einkommensanteile, d.h. Beiträge zu zahlen. 
Eine FZR hätte keine Abhilfe geschaffen, da diese 
sich nur gering rentenerhöhend ausgewirkt hätte. Den 
Ballettmitgliedern war es auch nicht wie westdeut-
schen Berufskollegen und Arbeitnehmern möglich, 
eine private Eigenvorsorge zu treffen. 

10. Entsprechend dem § 20 Abs. 2 Satz 3 StVertr und 
Anlage II Kap. VIII Sachgebiet H Abschn. III Nr. 9 
Buchst. b zum EV wurde das Zusatzversorgungssy-
stem für die Ballettmitglieder zum 31.12.1991 ge-
schlossen. Das bedeutete ausschließlich, dass neue 
Rechte und Anwartschaften aufgrund der Anordnung 
zum Zusatzversorgungssystem für die Zukunft nicht 
begründet werden sollten. Das bedeutet immanent, 
dass bereits entstandene Rechte und Anwartschaften 
bestehen bleiben, und die Verpflichtung des gesamt-
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deutschen Gesetzgebers, die bereits bestehenden 
Rechte und Anwartschaften aus diesem Zusatzver-
sorgungssystem unter deren Wahrung in die Renten-
versicherung zu überführen. Nur in diesem Sinne und 
nach diesem Zweck ist Anlage II Kap. VIII Sachge-
biet H Abschn. III Nr. 6 Buchst. a) zum EV zu ver-
stehen, wonach, „die Anordnung bis zum 31.12. 1991 
anzuwenden ist“. Eine Überführung in die Renten-
versicherung war geboten, zumal – spiegelbildlich – 
nach Anlage I Kap. VIII Sachgebiet H: Gesetzliche 
Rentenversicherung, Abschn. III Nr. 2 Buchst. a) 
zum EV ein Beitritt zur Satzung der Versorgungsan-
stalt deutscher Bühnen erst ab dem 1.1.1991 möglich 
war, danach nur mit Wirkung für die Zukunft neue 
Rechte und Anwartschaften begründet werden konn-
ten und keine Verpflichtung dieses Versorgungsträ-
gers begründet werden konnte, alte entstandene 
Rechte und Anwartschaften zu übernehmen.  

11. Die in der DDR begründeten Ansprüche und Anwart-
schaften aus dem Zusatzversorgungssystem zur Ge-
währung der berufsbezogenen Zuwendung waren un-
ter der Verfassung der DDR und nach deren einfach-
gesetzlichen Vorschriften garantiertes „persönliches 
Eigentum“ der Ballettmitglieder. Der Einigungsver-
tragsgesetzgeber hat diese Ansprüche und Anwart-
schaften respektiert und erhalten gemäß Anlage II 
Kap. VIII, Sachgebiet F: Sozialvorschriften: Allge-
meine Vorschriften, Abschn. III Nr. 8 zum EV in 
Verbindung mit dem inkorporierten § 33 des Renten-
angleichungsgesetzes vom 28.6.1990, der den Be-
stand dieser Ansprüche und Anwartschaften auf Ge-
währung der bbZ vorschreibt. Der Einigungsvertrag 
hat das Eigentum der Ballettmitglieder nicht erst be-
gründet, sondern aufrechterhalten. 

12. Nachdem durch die politische Wende auch in der 
DDR Verfassungsprinzipien des Grundgesetzes gal-
ten, insbesondere das grundgesetzliche Eigentums-
prinzip (Art. 1 Abs. 3 StVertr), wurde der Anspruch 
der Ballettmitglieder auf lebenslange Zusatzrente 
durch das bundesdeutsche Eigentumsprinzip ge-
schützt und schließlich nach der deutschen Einheit 
seit dem 3.10.1990 unmittelbar durch Art. 14 Abs. 1 
GG, ohne dass sich dadurch der Charakter des Eigen-
tumsrechts geändert hat (so auch das BVerfG, 100, 1, 
zur Überleitung der Sonder- und Zusatzversorgungs-
systeme; vgl. ferner BVerfGE 95, 267 [306 ff.] – Alt-
schulden). Denn als Menschenrecht hat das Eigentum 
unveränderlichen Charakter (Kontinuität trotz Ver-
fassungswechsels; BVerfGE 97, 267 [306 ff.]). 

13. „Eigentum“ i.S. von Art. 14 GG umfasst nicht nur 
privatrechtliche vermögenswerte Rechte, sondern 
auch öffentlich-rechtliche Rechtspositionen ein-
schließlich der Sozialversicherungsrenten und Ren-
tenanwartschaften (ständige Rspr. des BVerfG). Das 
Eigentum einer solchen Position setzt voraus, dass 
„sie auf nicht unerheblichen Eigenleistungen des 
Versicherten beruht und zudem der Sicherung seiner 
Existenz dient“ (BVerfGE 69, 272 [300]; 72, 9 [19]; 
76, 220 [235]). Die Voraussetzung der „nicht uner-
heblichen Eigenleistung“ darf nicht missverstanden 
werden. „Eigenleistung“ ist nicht identisch mit „Bei-
tragsleistung“ und schon gar nicht mit „eigener Bei-
tragsleistung“ (D. Merten. Verfassungsprobleme der 
Versorgungsüberleitung, S. 70). Das BVerfG stellt 
auf die „persönliche Arbeitsleistung des Versicher-

ten“ ab (BVerfG 69, 272 [301 f.]). 
Das BVerfG hat auch in seinem Grundsatzurteil vom 
28.4.1999 bestätigt, dass der Eigentumsschutz auch 
dann besteht, wenn Rentenansprüche und 
- anwartschaften nicht in erster Linie durch Beitrags-
zahlungen, sondern durch Arbeitsleistung erworben 
wurden (BVerfGE 100, 1 [35]). 
Für die Frage nach dem Eigentum der Ballettmitglie-
der in Form von Ansprüchen und Anwartschaften auf 
Gewährung der berufsbezogenen Zuwendung und 
dessen Schutz unter dem Grundgesetz ist es unerheb-
lich, ob „eigene Beitragsleistungen“ gefordert wurden 
oder nicht. Auch das nachträglich erlassene An-
spruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetz – 
AAÜG – knüpft nicht an die tatsächlichen Beitrags-
leistungen, sondern an das erzielte Arbeitsentgelt 
oder –einkommen an (§ 6 Abs. 1 AAÜG, § 256a Abs. 
2 SGB VI; Anlage 3 zum AAÜG). 

14. Der Bundesgesetzgeber hat das Zusatzversorgungssy-
stem für Ballettmitglieder in den Katalog der Zusatz-
versorgungssysteme aufgenommen (Anlage 1 zum 
AAÜG, Nr. 17). Dem durch den Staatsvertrag und 
Einigungsvertrag statuierten Überführungsbefehl 
wurde jedoch die Ausführung versagt. Eine Überfüh-
rung des Zusatzversorgungssystems für Ballettmit-
glieder ist bis heute nicht erfolgt. Das vorliegende 
Gesetz erfüllt die Maßgaben der Verträge, um den 
verfassungsrechtlich gebotenen Eigentumsschutz zu 
realisieren und das Eigentum der Ballettmitglieder zu 
wahren.  

15. Entgegen der eindeutigen Gesetzessprache, dem sy-
stematischen Zusammenhang des Staatsvertrages mit 
dem Einigungsvertrag und dessen aufeinander abge-
stimmten Bestimmungen und entgegen den gängigen 
Methoden der Auslegung von Gesetzen wurde von 
Seiten der Justizpolitik die Auffassung vertreten, dass 
mit der Anlage II Kap. VIII Sachgebiet H Abschn. III 
Nr. 6 Buchst. a) zum EV, wonach „die Anordnung 
über die Gewährung der berufsbezogenen Zuwen-
dung bis zum 31.12.1991 anzuwenden ist“, die ein-
mal entstandenen Ansprüche und Anwartschaften mit 
Beginn des 1.1.1992 ersatzlos weggefallen sind. 
Demgemäß wurden alle Zahlungen ab dem 1.1.1992 
eingestellt.  

16. Träfe diese – allerdings unrichtige – Auffassung zu, 
und sie wurde praktiziert, bedeutet dieser Entzug eine 
entschädigungslose Enteignung, die verfassungs-
widrig ist und gegen Art. 14 GG und Art. 1 des Zu-
satzprotokolls zur Europäischen Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte (EKMR) verstößt, weil 
die Voraussetzungen für einen Entzug des Eigentums 
durch Gesetz nicht vorliegen. 

17. Nach Art. 14 Abs. 3 Satz 1 GG ist eine Enteignung 
nur „zum Wohle der Allgemeinheit“ zulässig. Sie darf 
nur durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes er-
folgen, das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt 
(Absatz 3 Satz 2). Nach Art. 1 Abs. 1 Satz 2 Zusatz-
protokoll zur EKMR darf niemanden sein Eigentum 
entzogen werden, es sei denn, dass das „öffentliche 
Interesse“ es verlangt, und nur unter den durch Ge-
setz und durch die allgemeinen Grundsätze des Völ-
kerrechts vorgesehenen Bedingungen. Der Europäi-
sche Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) hat 
die Schutzfähigkeit des Eigentums, das in der DDR 
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vor der Einigung Deutschlands erworben wurde, 
gleichfalls anerkannt und mittlerweile praktiziert 
(EGMR (3. Sektion), Urt. vom 22.1.2004 – 46720/99 
– Jahn u.a./Deutschland, NJW 2004, S. 923; EGMR 
(Große Kammer), Urt. vom 30.6.2005 – Jahn 
u.a./Deutschland, NJW 2005, S. 2907). 

18. Ein „Wohl der Allgemeinheit“ oder ein „öffentliches 
Interesse“, das es zu rechtfertigen vermöchte, den 
Ballettmitgliedern das Eigentum entschädigungslos 
zu entziehen, ist in den langen Jahren seit 1990/91 
weder genannt noch erkennbar. Man hat rein formal 
generell die Auffassung ins Feld geführt, dass die 
deutschen Staatsangehörigen in der DDR nicht den 
Grundrechtsschutz des Grundgesetzes hatten. Dies ist 
jedoch nicht das Thema. In all den Auseinanderset-
zungen um die vorgenannte Regelung (Nr. 15) ist 
niemals ein öffentliches Interesse zum Wohle der 
Allgemeinheit geltend gemacht worden, das es not-
wendig gemacht hätte, den Betroffenen die Zuwen-
dung total und entschädigungslos zu entziehen. Ein 
solches gibt es auch nicht. 

18.1 Allenfalls hätten, was aber nicht geschehen ist, 
finanzielle Interessen Deutschlands zur Debatte 
gestellt werden können, welche jedoch ein „öf-
fentliches Interesse“ nicht zu begründen vermö-
gen, wenn sie nicht allgemein in allen Lebens-
lagen wegen der Finanzierungsprobleme des 
Staates zur Geltung gebracht werden. Der Men-
schenrechtsschutz des Eigentums richtet sich 
gerade gegen die Finanzierung der staatlichen 
Haushalte zu Lasten des Eigentums. Finanzmit-
tel hat der Staat sich prinzipiell durch Steuerer-
hebung zu verschaffen, wie auch Absatz 2 des 
Art. 1 des Zusatzprotokolls zur EKMR deutlich 
macht. 

18.2 Ein Zusammenhang mit § 20 Abs. 2 Satz 3 
StVertr und der Anlage II Kap. VIII Sachgebiet 
H Abschn. III Nr. 9 Buchst. a) Satz 3 Nr. 1 zum 
EV besteht, was offensichtlich ist und an sich 
keiner weiteren Begründung bedarf, nicht. Da-
nach sollen bei der Anpassung von Ansprüchen 
und Anwartschaften „ungerechtfertigte Leistun-
gen abgeschafft und überhöhte Leistungen ab-
gebaut werden“. Bei dieser Regelung hatten die 
Vertragsparteien Ansprüche aus den Sonderver-
sorgungssystemen für Bedienstete in besonders 
politisch staatsnahen Bereichen im Auge, abge-
sehen davon, dass das BVerfG wegen dieser 
strafähnlichen Sanktionen (hierzu D. Merten, 
Verfassungsprobleme der Versorgungsüberlei-
tung, S. 25 ff., 88 ff., 103, 111 ff., 114 ff., 121 
ff., 126 ff.) die entsprechenden Vorschriften des 
Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsge-
setzes für verfassungswidrig erklärt hat 
(BVerfGE 100, 59 ff.; 100, 139 ff.; Beschluss 
vom 23.6.2004 – 1 BvL 3/98, 1 BvL 9/02, 1 
BvL 2/03). 

18.3 Durch nichts ist dargetan und lässt sich auch 
nicht dartun, dass die eher schmale berufsbezo-
gene Zuwendung an Ballettmitglieder eine un-
gerechtfertige oder überhöhte Leistung war. 
Derartige Leistungen mag es (wie in jedem po-
litischen und wirtschaftlichen System) gegeben 
haben. 

Dazu gehörten die Leistungen für Ballettmit-
glieder nicht. Diese nicht kleine Gruppe hatte 
die berufsbezogene Zuwendung schon über lan-
ge Zeit erhalten. Das allein spricht angesichts 
der bescheidenen Vergütungspraxis der Ballett-
einrichtungen gegen eine Bevorzugung durch 
ungerechtfertigte und überhöhte Leistungen (zur 
sozialen Lage der Ballettmitglieder in der DDR 
vgl. Werner Mäder/Johann Wipfler, Wendezei-
ten – Kulturschaffende im neuen Europa. Zur 
Versorgungsdiskriminierung von Balletttänzern 
aus der DDR, St. Augustin 2004, S. 7 ff.). 

18.4 Eine rein bloße Vermutung, die fragliche Be-
stimmung aus der Anlage II Kap. VIII Sachge-
biet H Abschn. III Nr. 6a) zum EV folge diesem 
Ziel des Staatsvertrages, bliebe ohne jegliche 
Substanz. Sie würde zunächst erst einmal einen 
hinreichenden Vergleich aller oder typischer 
Leistungen voraussetzen, die durch den Eini-
gungsvertrag in die Rentenversicherung über-
führt werden und sogar durch die Zahlbetrags-
garantie (Anl. II Kap. VIII Sachgebiet H Nr. 9 
Buchst. a) zum EV) wertmäßig gesichert wer-
den (BVerfGE 100, 1 [38 ff.]). Ein solcher Ver-
gleich existiert jedoch nicht. Insbesondere wäre 
eine solche Spekulation ein schwerer sittlicher 
Vorwurf an die Ballettmitglieder, die für ihren 
Beruf und für das hohe Kulturniveau ihre Ge-
sundheit eingesetzt haben und deswegen einen 
nach Recht und Billigkeit angemessenen Aus-
gleich erhalten haben. Die Auslegung der Rege-
lung 6a, mit der die Einstellung jeglicher Zah-
lungen und der Verlust aller Ansprüche und 
Anwartschaften bewirkt wurde, ist nach allem 
willkürlich, nämlich grobes Unrecht (zum Will-
kürverbot Karl Albrecht Schachtschneider, 
Prinzipien des Rechtsstaates, 2006, S. 329 ff.; 
W. Mäder/J. Wipfler, Wendezeiten, S. 70 ff.). 

19. Im Falle einer verfassungswidrigen, d.h. entschädi-
gungslosen Enteignung, d.h. einem Verstoß gegen 
Art. 14 GG und Art. 1 des Zusatzprotokolls zur 
EMRK gilt der Grundsatz „Restitution vor Entschä-
digung“. 
Im Falle der Aberkennung von Rechten und Anwart-
schaften, die Geldleistungsansprüche beinhalten, 
durch Gesetz, bedeutet „Restitution“ Wiedereinset-
zung, d.h. Zuerkennung der Rechte und Anwartschaf-
ten durch Gesetz. 

20. Da eine Restitution möglich und deshalb verfassungs-
rechtlich geboten ist, wäre die nachträgliche Mög-
lichkeit einer Nachversicherung oder der Ausbau von 
Versorgungsanwartschaften durch nachträgliche Zah-
lung freiwilliger Beiträge kontraproduktiv und ver-
fassungsrechtlich nicht gangbar, weil die Betroffenen 
für ihre entschädigungslos entzogenen, enteigneten 
Ansprüche und Anwartschaften noch einmal nicht 
unerhebliche Mittel aufbringen müssten. Die Betrof-
fenen müssten ihre Rechte und Anwartschaften quasi 
noch einmal „kaufen“. Dies bedeutete einen weiteren 
Eingriff in die erworbenen und von Verfassungs we-
gen geschützten Rechte, abgesehen von der Frage, ob 
im Hinblick auf das fortgeschrittene Alter der frühe-
ren Ballettmitglieder die Mittel für eine Nachversi-
cherung nicht weit höher wären als eine Erhöhung 
der Rente in der gesetzlichen Rentenversicherung, 
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weiter abgesehen davon, dass die Betroffenen die 
Mittel kaum aufbringen könnten angesichts der Tat-
sache, dass sie derzeit im Regelfall nur die Mindest-
rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung bezie-
hen (siehe  auch D. Merten, Verfassungsprobleme ..., 
S. 144; vgl. auch BVerfGE 81, 156 [194]; 44, 353 
[373]).  

21. Nach allem können das Gebot des Staatsvertrages 
und die Maßgaben des Einigungsvertrages nur 

durch ein Gesetz zur 
Wahrung der Rechte und Anwartschaften aus dem 
Zusatzversorgungssystem für Ballettmitglieder in 

staatlichen Einrichtungen der DDR und zur Überfüh-
rung in das staatliche Rentensystem erfüllt werden. 

D. Einzelbegründung: 
1. Zu § 1: 

Die Vorschrift nennt und umschreibt das Ziel des Ge-
setzes. 

2 . Zu § 2.: 
Die Vorschrift zählt den Kreis der Anspruchsberech-
tigten auf. 
Nach Nummer 1 sind es die Ballettmitglieder, die bis 
zum 31.12.1990 einen Anspruch auf Gewährung und 
Zahlung der Zusatzrente in Form der berufsbezo-
genen Zuwendung hatten. 
Nach Nummer 2 sind es die Ballettmitglieder, die bis 
zum 31.12.1990 eine Anwartschaft für die Zusatzren-
te hatten, die jedoch nicht zu einem Vollrecht gewor-
den ist, weil das Zusatzversorgungssystem nicht in 
die Rentenversicherung überführt wurde und sie, so-
weit sie ihren Beruf noch ausüben konnten, die An-
wartschaft nicht ausbauen konnten, weil ein anderer 
Versorgungsträger die „Vordienstzeiten“ nicht über-
nommen hat (hierzu Anlage I Kap. VIII Sachgebiet H 
Abschn. III Nr. 2 Buchst. a) zum EV, wonach ein 
Beitritt zur Satzung der Versorgungsanstalt deutscher 
Bühnen erst ab dem 1.1.1990 möglich war). 

3. Zu § 3: 
Die Vorschrift setzt die Höhe der monatlichen Zu-
satzrente fest. Der Einigungsvertrag statuiert eine Be-
stands- und Zahlbetragsgarantie. Dem trägt die Vor-
schrift Rechnung, wobei aus Vereinfachungsgründen 
ein monatlicher Pauschbetrag vorgesehen ist. 
Zu Absatz 1: 
Die durchschnittliche berufsbezogene Zuwendung 
betrug 600 Mark, die nun in Euro in Höhe von 300 
umgewertet werden. 
Zu Absatz 2: 
Für die Anwartschaftsberechtigten wird das Anwart-
schaftsrecht kapitalisiert und anteilig ein Betrag in 
Höhe von 150 Euro vorgesehen.  
Zu Absatz 3: 
Die Zusatzrente wird wie andere Renten in der ge-
setzlichen Rentenversicherung dynamisiert. Die über-
führten Ansprüche und Anwartschaften werden in der 
Zukunft systemkonform wie sozialversicherungs-
rechtliche Ansprüche und Anwartschaften behandelt, 
d.h. dass sie der Rentenanpassung teilhaftig werden 

(so auch das BVerfGE 100, 1 [40 ff.]; siehe ferner 
Detlef Merten, Verfassungsprobleme der Versor-
gungsüberleitung, 2. Aufl., 1994, S. 109). 

4. Zu § 4: 
Da die Betroffenen, die Mitglieder der Interessenge-
meinschaft ehemaliger Ballettmitglieder der DDR, 
mehr als 18 Jahre und nach nervenaufreibenden, sie 
diskriminierenden Auseinandersetzungen darauf war-
ten mussten, dass sie in ihre Rechte „wieder einge-
setzt“ werden, entspricht es nur der Billigkeit, dass 
ihnen die für die Zeit vom 1.1.1992 bis zum Inkraft-
treten des Gesetzes nachzuzahlenden Beträge unge-
schmälert verbleiben. 

5. Zu § 5: 
Sinn und Zweck der Zusatzrente war und ist der Auf-
bau bzw. die Sicherung einer sicheren Existenz und 
Erhaltung der durch das Arbeitsleben erreichten Le-
benshaltung. 
Dem würde eine Verrechnung oder Anrechnung mit 
oder bei anderen Sozialleistungen entgegenwirken. 

6. Zu § 6: 
Infolge der langen Übergangszeit bis zum Inkrafttre-
ten des Gesetzes sind manche Berechtigte zwischen-
zeitlich verstorben. Die Säumnis des Gesetzgebers 
darf nicht dazu führen, dass diese zum Vorteil des 
Fiskus ausschlägt. 

7. Zu § 4 bis 6: 
Die Vorschriften stellen zugleich eine gewisse pau-
schale Kompensation für die materiellen und immate-
riellen Nachteile dar, die die Betroffenen in der Über-
gangszeit bis zur Herstellung des verfassungsgemä-
ßen Zustandes zu erleiden hatten. Damit zeigt der 
Staat Staatsräson in seinem Auftrag, sich für das 
Wohl seiner Bürger einzusetzen, ihren Nutzen zu 
mehren und Schaden von ihnen abzuwehren (siehe 
hierzu Art. 64 Abs. 2, 56 GG). 

8. Zu § 7: 
Absatz 1 mit der Bestimmung der Zuständigkeit trägt 
dem Rechnung, dass nach dem Staatsvertrag und dem 
Einigungsvertrag das Zusatzversorgungssystem in die 
gesetzliche Rentenversicherung zu überführen ist. 
Mit Absatz 2 wird zugleich sichergestellt, dass die 
seit dem 1.1.1992 bestehenden Rechte nicht verjährt 
sind. 

9. Zu § 8: 
Die Vorschrift über das Inkrafttreten enthält die übli-
che Klausel. 

E. Auswirkungen auf den Haushalt: 
Bis zur Einigung 1990 gab es ca. 1000 Ballettmit-
glieder. Im Jahre 1976 gab es ca. 1000 bestätigte 
Planstellen (vgl. Beschluss des Ministerrates der 
DDR vom 13.5.1976 über die weitere Entwicklung 
der Schaffensbedingungen der Ballettmitglieder in 
staatlichen Einrichtungen der DDR). 
Es wird davon ausgegangen, dass sich zur Wendezeit 
1990/91 die Zahl der Anspruchsberechtigten, die 
1. bereits einen Anspruch auf Zahlung der berufsbe-

zogenen Zuwendung hatten, die ab 1.1.1992 ein-
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gestellt wurde, auf 500 Personen belief; 
2. eine gesicherte Anwartschaft bis zum 31.12.1991 

hatten, die faktisch aberkannt wurde, und die ihre 
aktive Tänzerlaufbahn nicht fortsetzen konnten, 
weil ihre Arbeitsverhältnisse nicht fortgeführt 
wurden, oder weil ihre Verdienstzeiten nicht von 
einer Versorgungseinrichtung zusatzrentenversi-
cherungsrechtlich erhöhend anerkannt wurde, auf 
250 Personen belief. 
1. Zu den Anspruchsberechtigten 

Es wird davon ausgegangen, dass die An-
spruchsberechtigten um die Jahreswende 
1991/92 ein Durchschnittsalter von 50 Jahren 
hatten, dass das statistische Alter 75 Jahre be-
trägt. Das bedeutet einen durchschnittlichen 
Zusatzrentenbezug von 25 Jahren ab 1992. 
Nach diesen Daten ergeben sich folgende Be-
träge: 
Monatliche Zusatzrente von 300 Euro x 12 
Monate = 3.600 Euro x 25 Jahre = 90.000 Eu-
ro pro Person bis zum Lebensende; bei 500 
Mitgliedern ergibt sich eine Gesamtsumme 
von 500 x 90.000 Euro = 

45.000.000,- Euro. 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass sich in der 
Zeit von 1992 (50 Altersjahre) bis zum stati-
stischen Alter im Jahre 2016 die Gesamt-
summe infolge des Wegfalles von Anspruchs-
berechtigten verringern kann. Nicht unreali-
stisch ist deshalb ein Gesamtbetrag von 

30.000.000,- Euro. 

2. Zu den Anwartschaftsberechtigten 
Es wird davon ausgegangen, dass die Anwart-
schaftsberechtigten um die Jahreswende 
1991/92 ein Durchschnittsalter von 30 Jahren 
hatten. Anspruchsberechtigt wurden die Bal-
lettmitglieder nach der AO bbZ mit der 
Vollendung des 35. Lebensjahres. Das bedeu-
tet den Bezug eines durchschnittlichen Anteils 
der Zusatzrente von 45 Jahren ab 1992. Nach 
diesen Daten ergeben sich folgende Beträge: 
Monatliche Zusatzrente von 150 x 12 = 1.800 
Euro x 45 = 81.000 Euro pro Person bis zum 
statistischen Alter im Jahre 2036. Danach er-
gibt sich eine Gesamtsumme von 250 x 81000 
Euro = 

20.250.000,- Euro. 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass sich in der 
Zeit von 1992 (30 Altersjahre) bis zum stati-
stischen Alter im Jahre 2036 die Gesamt-
summe infolge des Wegfalles von Anspruchs-
berechtigten verringern kann. 
Zu den Kosten für alle Berechtigten kann 
demnach angegeben werden, dass sie einen 
Gesamtbetrag von 

60.000.000,- Euro 
nicht übersteigen werden, eher signifikant 
darunter bleiben werden. 
 
 

 


